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Demobiliſierung. 


Wenn dieſer Krieg einmal zu Ende ſein 
wird, ſo werden wir nicht Friedensarbeit zu 
leiſten haben. Es wird vielmehr unſere Pflicht 
ſein, Vorſorge für den nächſten Krieg zu treffen, 
auch wenn wir wünſchen und hoffen, nie wieder 
einen kriegeriſchen Zuſammenſtoß der Völker zu 
erleben. Denn die Erfahrungen, die wir während 
des Krieges machen mußten, haben uns gelehrt, 
daß die wirtſchaftliche Mobilmachung mindeſtens 
ebenſo wichtige Vorausſetzung für den Krieg iſt, 
wie die militäriſche Vorbereitung. Wir ſind uns 
heute klar darüber, daß nur auf dem finanziellen 
Gebiet eine wirklich wirkſame Organiſation vor⸗ 
handen war. Wenn außerdem unſere Induſtrie 
in der Lage geweſen iſt, den hohen Anforderungen 
zu genügen, die die Kriegsfabrikation ſtellte, ſo 
ift das nur zum ergeringſten Teile einer 
weiſen Vorausſicht zuzu, ceiben geweſen. In 
der Hauptſache war das lediglich eine Folge 
der techniſchen Vollkommenheit unſerer privat⸗ 
wirtſchaftlichen Induſtrieorganiſation. Schon 
die Umſtellung unſerer Induſtrie inſoweit, wie 
es ſich nicht um Kriegsarbeiten handelte, war 
mit Schwierigkeiten verknüpft, und ganz verſagt 
hat viele, viele Monate hindurch ſowohl die 
Beſchaffung unſeres Heeresbedarfs als die Auf⸗ 
teilung der vorhandenen Rohmaterialien zwiſchen 
der Heeresfabrikation und der Privatarbeit, ganz 
zu ſchweigen von der Beſchaffung und Verteilung 
von Nahrungs: und Lebensmitteln. Wir find 
uns alle darüber einig, daß hier ſehr wichtige 
Aufgaben in Zukunft unſeren Volkswirten und 
Staatsbehörden erwachſen. 

Aber ebenſo wie wir gleich nach dem Be⸗ 
ginn des Friedens wieder werden für den Krieg 
arbeiten müſſen, ſo haben wir andererſeits die 
Verpflichtung, ſchon während des Krieges das 
zu erwägen, was bei Eintritt des Friedens⸗ 
zuſtandes in wirtſchaftlicher Hinſicht notwendig 
ſein wird. War die wirtſchaftliche Mobilmachung 


ein ſchwieriges und kompliziertes Werk, die 
wirtſchaftliche Demobiliſierung wird es nicht 
minder ſein. Ja, es ſcheint mir, als ob die 
Wiederherſtellung des Friedenszuſtandes in 
wirtſchaftlicher Hinſicht viel größere Probleme 
in ſich ſchließt, als die militäriſche Demobiliſation. 
Während vom Tage der Erklärung des Kriegs⸗ 
zuſtandes ab mit Recht die ganze Volkswirtſchaft 
gewiſſermaßen unter militäriſchen Oberbefehl 
geſtellt wurde und alles volkswirtſchaftliche Tun 
nur der Kriegführung zu dienen hatte, wird 
umgekehrt bei der Wiederherſtellung des Friedens⸗ 
zuſtandes der wirtſchaftliche Geſichtspunkt auch 
für die militäriſchen Maßnahmen ausſchlag⸗ 
gebend ſein müſſen. Man kann heute die rein 
finanzielle Demobiliſierung außer Betracht laſſen. 
Denn über ſie wird man erſt eingehend dann 
ſprechen können, wenn man einigermaßen die 
finanzielle Situation zu überblicken vermag, in 
der wir uns nach den Verhandlungen über 
Kriegsentſchädigungen befinden werden. Dagegen 
ſtehen die wichtigſten Fragen der rein wirtſchaft⸗ 
lichen Demobiliſierung heute bereits ſcharf um⸗ 
riſſen vor uns und insbeſondere die Probleme 
des Arbeitsmarktes ſind inſoweit bereits voll⸗ 
kommen überſehbar, als ſie durch vorausſchauende 
Maßnahmen gelöſt werden können. Und für 
den Arbeitsmarkt ganz beſonders wird es von 
allergrößter Wichtigkeit ſein, daß die Volkswirte 
auf die oberſte Heeresleitung Einfluß nehmen. 

Es iſt möglich, daß die Verhältniſſe nach 
dem Friedensſchluß eine langſame Entlaſſung 
der Mannſchaften aus dem Dienſt erfordern. 
Es wird darauf ankommen, welche Gebiete und 
wie lange wir dieſe okkupiert halten müſſen. Je 
nachdem wird ſich das rein militäriſche Bedürfnis 
auf ſchnellere oder langſamere Entlaſſung der 
Dienſtpflichtigen richten. Aber ſelbſt wenn der 
militäriſche Idealzuſtand eintreten ſollte, daß 
wir mit einem Schlage alle über das Friedens, 
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ontingent hinaus unter den Waffen befindlichen 
Männer entlaſſen lönnen, fo würden die Volks⸗ 
wirte dagegen Einſpruch erheben müſſen. Ich 
gehöre nicht zu den Peſſimiſten, die annehmen, 
daß nach dem Kriege für unſere Induſtrie eine 
Zeit des Niederganges eintreten wird. Ich könnte 
ſolchem Peſſimismus ſelbſt dann nicht zuneigen, 
wenn ich das völlige Verſagen des Exports in 
den erſten Zeiten nach dem Kriege als ſicher 
annehmen müßte. Denn der Aufbau der Induſtrie, 
die Ergänzung deſſen, was verloren gegangen 
iſt oder nicht gearbeitet werden konnte, ins⸗ 
beſondere aber der Aufbau der verwüſteten 
Landesteile und die Rehabilitierung von Heer 
und Flotte werden eine reiche Fülle von Arbeits⸗ 
gelegenheiten ins Land bringen. Das muß 
letzten Endes und nach einer kurzen Zeit 
auf alle Zweige von Handel und Gewerbe 
einwirken. Es wird weder an Kaufluſt noch an 
Kaufkraft mangeln. Trotzalledem wäre es das 
Unheilvollſte, was geſchehen lönnte, wenn nun 
plötzlich und unvermittelt die Arbeitskraft von 
vielen Millionen Männern, die dem Handel und 
der Induſtrie durch den Krieg entzogen waren, 
wieder zurückſtrömen würden. Hier muß eine 
Regulierung unter volkswirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkten eintreten. Und zwar genügt es nicht, 
bei der militäriſchen Oberleitung durchzuſetzen, 
daß nur nach und nach die Arbeitskraft der 
Männer wieder der Volkswirtſchaft zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wird, es kommt nicht bloß auf 
die Zahl an ſich an, ſondern es wird auch nötig 
ſein, ein Syſtem für die Perſonen der zunächſt 
zurückzuſendenden auszuwählen. Soweit wie 
die Unternehmer unter dem Druck des Krieges 
ihren Betrieb aufrechterhalten haben, war es 
natürlich für eine große Zahl von Stellen nicht 
möglich, ſie unbeſetzt zu laſſen. Aber da mit 
der längeren Ausdehnung des Krieges immer 
mehr normale männliche Arbeitskraft zu fehlen 
begann, ſo traten nur in ganz ſeltenen Stellen 
vollgültige Erſatzmänner. In der überwiegen⸗ 
den Mehrzahl dagegen mußten die Unternehmer 
mit dem Surrogat der weiblichen Arbeitskraft 
oder mit der aushilfsweiſen Beſetzung mit 
Männern vorlieb nehmen, die durch Gebrechlich⸗ 
keit oder durch höheres Alter für den Militär⸗ 
dienſt nicht in Frage kamen. Möglich, daß hier 
und da Frauen und alte Männer die Stellen 
auch nach dem Kriege beſetzt halten werden. Die 
Kegel aber wird es ſein, daß überall, namentlich 
aber in den Großbetrieben, die Eingearbeiteten 
ſehnſüchtig zurückerwartet und mit offenen Armen 
empfangen werden. Es wird mithin eine Menge 
Dienſtpflichtige geben, die ohne weiteres in ihre 
alten Stellungen wieder zurückkehren können, und 
es müßte ſchon jetzt bei der Militärverwaltung 
in Erwägung darüber eingetreten werden, ob 
und wie es möglich iſt, dieſe Leute zunächſt in 
die Heimat zurückgehen zu laſſen. Damit würde 
zwei wichtigen volkswirtſchaftlichen und auch 
ſtaatsbürgerlichen Geſichtspunkten zugleich genügt 
verden. Einmal würde man damit dem Unter- 
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nehmen diejenigen Arbeitskräfte zuführen, die 
ſie notwendig brauchen, um die Friedens⸗ 
arbeit ſofort in Angriff nehmen zu können. 
Dann aber würde man auch verhindern, daß 
ſofort auf dem Arbeitsmarkt ein Kampf aller 
gegen alle entbrennt. Naturgemäß würden die 
Unternehmer mit der endgültigen Beſetzung 
vieler Stellen nicht länger warten, wenn ſich 
ihnen wieder in ausreichendem Maße geeignete 
männliche Kräfte zur Verfügung ſtellen. Es iſt 
aber pſychologiſch und volks wirtſchaftlicher, daß 
diejenigen, die die Möglichkeit haben, in Stellen 
einzurücken, wieder in ihre alten Stellen zurück⸗ 
kehren. Ich denke da zunächſt daran, ein er⸗ 
weitertes Reklamationsverfahren einzuführen. 
Es wäre wünſchenswert, daß durch Vermittlung 
der Handelskammern, Handwerkskammern und 
Gewerkſchaftsvorſtände diejenigen Arbeiter, Ge⸗ 
hilfen und Angeſtellte, die die Arbeitgeber ſofort 
wieder einſtellen wollen, den Militärbehörden 
angezeigt werden. Das könnte ſofort geſchehen, 
damit ſchon jetzt alles für den Friedenszeitpunkt 
vorbereitet werden kann. Es wäre dann Sache 
der Militärbehörden, zu überlegen, wie es ein⸗ 
zurichten iſt, dieſe Leute möglichſt ſchnell viel⸗ 
leicht ſogar urlaubsweiſe bereits bei Eintritt 
eines Waffenſtillſtandes in die Heimat zu ſenden. 
Etwas Aehnliches könnte wegen derjenigen ſelb⸗ 
ſtändigen Gewerbetreibenden geſchehen, deren 
Geſchäfte bisher von den Ehefrauen oder f onſtigen 
Familienangehörigen geführt worden ſind. In 
zweiter Linie müßte man ſich dann bemühen, 
feitzuftellen, in welchem Umfange in der In⸗ 
duſtrie, im Handwerk, in der Landwirtſchaft und 
im Handel als Erſatz für Gefallene oder ſonſt 
als Ergänzung neue Kräfte gebraucht werden. 
Auch für die möglichſt ſchnelle Freilaſſung dieſer 
Reklamationen entſprechenden Zahl von Männern 
müßte Vorſorge getroffen werden. 

Durch ſolche Vorſichtsmaßregeln ermöglicht 
man es nicht nur, unter Berückſichtigung der 
Bedürfniſſe der Induſtrie die Wiedereingewöhnung 
in den Friedenszuſtand vorzunehmen, man mil- 
dert auch viele Härten, die ſonſt die Ueber⸗ 
gangszeit mit ſich bringen müßte. Die ſofortige 
Ausrottung derjenigen weiblichen Arbeitskräfte, 
die während der Kriegszeit ſich Eingang in 
die Gewerbe verſchafft haben, würde dahin 
führen, vielen Kriegswitwen und den Töchtern 
Gefallener oder ſchwerverletzter Krieger die 
Arbeit zu nehmen oder, es würde ſogar der Fall 
eintreten, daß vielfach die Unternehmer, wenn 
ſie vor die Wahl geſtellt ſind, weibliche Arbeits⸗ 
kraft behalten und die arbeitſuchenden Männer 
entweder abweiſen oder zu Lohnnachläſſen 
zwingen. 

Es iſt eine Binſenweisheit, daß von der 
Lage des Arbeitsmarktes natürlich die Konſum⸗ 
verhältniſſe abhängen. Würde man ſofort in 
unbeſchränkter Zahl die Arbeitskräfte wieder in 
die Heimat führen, ſo müßte dadurch entweder 
Lohndruck oder Arbeitsloſigkeit oder gar beides 
herbeigeführt werden. Die Folge davon wäre 


— 439 


eine verminderte Konfumfähigleit, die von vorn: 
herein in die Abſatzfähigkeit der Induſtrie auf 
dem heimiſchen Markt mindeſtens auf den Be⸗ 
darf letzter Hand beſchränkt. Wird dagegen mit 
der Zurückführung der Arbeitskräfte planmäßig 
verfahren, ſo werden die Zurückkehrenden wieder 
normal konſumfähig und diejenigen, bei denen 
man noch nicht ſicher iſt, daß ſie reichlich Arbeits⸗ 
gelegenheit finden, werden vorläufig weiter durch 
den Staat verpflegt. Dadurch bleibt der Staat 
auch weiter als Käufer für wichtige Gegenſtände 
der Bekleidung und der Verpflegung noch für 
etwas längere Zeit auf dem Markt, als das 
ſonſt der Fall ſein würde. Das koſtet zwar 
zunächſt für den Fiskus etwas mehr, aber es 
kommt bei den enormen Koſten dieſes Krieges 
nicht zu ſehr darauf an. Denn auf der anderen 
Seite wird dadurch die Steuerkraft der Be⸗ 
völkerung ſchon für den Augenblick ſolider ge⸗ 
regelt. Für ſpäter aber wird ſich in ſteuerlicher 
Hinſicht ein vorausſchauendes Verfahren noch 
mehr lohnen. 

Aller Wahrſcheinlichkeit nach wird bei ſolchem 
Vorgehen, wie ich es oben ſchilderte, es ſich nicht 
ſofort ermöglichen laſſen, daß in jeder Hinſicht 
nun der volle Bedarf durch die heimiſche Volks⸗ 
wirtſchaft und eine ihr zur Verfügung ſtehende 
Arbeitskraft gedeckt werden kann. Es ſoll eben 
erſt mit Abſicht nach und nach die normale 
Produktionsfähigkeit wieder hergeſtellt werden, 
es ſoll kein ſchwindelhaftes Drauflosgehendürfen 
geben, ſondern es fol planmäßig auf- und aus⸗ 
gegeben werden. Dazu ſcheint es mir aber not⸗ 
wendig, dafür zu ſorgen, daß ſo weit wie mög⸗ 
lich der heimiſchen Volkswirtſchaft der Konſum 
erhalten bleibt. Das Notwendigſte wird ſofort 
verlangt und muß ſofort erzeugt werden. Aber 
über das Notwendige hinaus wird ſich ſehr 
ſchnell nach Friedensſchluß ein Luxusbedarf 
geltend machen, der bisher gehemmt geweſen iſt. 
Man darf nicht vergeſſen, daß im Kriege viel 
geſpart und manches Vermögen neu erworben 
worden iſt. Die daraus reſultierenden Luxus⸗ 
bedürfniſſe werden nicht allein durch die heimiſche 
Volkswirtſchaft befriedigt werden können. Ver⸗ 
mutlich gründen darauf weſentlich die ausländi⸗ 
ſchen Fabrikanten und Kaufleute große Hoff⸗ 
nungen. Man wird es ſich überlegen, ob man 
nicht für gewiſſe Artikel zunächſt Einfuhrverbote 
erlaſſen muß. Ich beabſichtige nicht etwa, die 
ausländiſche Konkurrenz vom deutſchen Markte 
auszuſchließen. Aber andererſeits ſcheint es doch 
nötig, den Import fremder Güter nicht mehr 
als diejenige Rolle zuzuerteilen, die ihm als Er⸗ 
gänzung zur normalen Leiſtungsfähigkeit des 
heimiſchen Gewerbes zukommt. Bis dieſe nor⸗ 
male Leiſtungsfähigkeit erreicht iſt, dürfen wir 
uns nicht durch den forcierten Import den 
Arbeitsmarkt und die Verdienſtmöglichkeiten für 
unſere Induſtrie ſtören laſſen. Das dürfte ſchon 
wegen unſerer Valutaverhältniſſe nicht erwünſcht 
ſein. Aber man darf außerdem auch nicht ver⸗ 
geſſen, daß durch ſolche Importe in der Haſt 


der erſten Monate die fremde Induſtrie ſich 
gründlich bei uns feſtſetzen kann, daß dadurch 
für manche Gewerbezweige nur unter ſchwerſten 
Opfern die Wiedereroberung des heimiſchen 
Marktes möglich wäre. Ich brauche nicht aus⸗ 
führlich auseinanderzuſetzen, wieviel Arbeits⸗ 
möglichkeit uns dadurch entgehen würde. 

Wird es für die Uebergangszeit notwendig 
ſein, dafür zu ſorgen, daß nicht zuviel Arbeits⸗ 
kräfte auf einmal und ungeregelt in die Kanäle 
des Arbeitsmarktes einſtrömen, ſo wird ſich 
andererſeits aller Wahrſcheinlichkeit nach im End⸗ 
reſultat des Wiederaufbaues herausſtellen, das 
womöglich zu einem Wiederaufblühen unſerer 
Verhältniſſe wahrlich genügend Arbeitskräfte vor⸗ 
handen ſind. In allen kriegführenden Staaten 
mit allgemeiner Wehrpflicht iſt der Verluſt an 
Menſchen ganz enorm geweſen und in gar keinen 
Vergleich zu früheren Kriegen zu bringen. Wahr⸗ 
ſcheinlich wird ſchon die Zahl der Toten die 
Zahl der normalen Reſervearmee überſteigen, 
ſo daß mindeſtens für einige Branchen die Gefahr 
eines Arbeitermangels in greifbare Nähe gerückt 
iſt. Das iſt um ſo wahrſcheinlicher, als vielfach 
die Gefallenen gerade den jüngeren Jahresklaſſen 
angehören und mithin gerade im Nachwuchs 
fühlbare Lücken entſtehen können. Vielleicht 
wird das hie und da dadurch ausgeglichen, daß 
infolge der verſchlechterten Ehechancen noch mehr 
Frauen als früher in normalen Zeiten ſich zum 
Erſatz anbieten werden, wo der Erſatz der 
Männer durch weibliche Arbeitskraft möglich 
iſt. Aber ſchon um dieſen wenig wünſchens⸗ 
werten Zuſtand nicht übermäßig werden zu 
laſſen iſt es notwendig, aus der Zahl derer, die 
durch Verwundung kriegsbeſchädigt ſind, ſoviel 
wie nur irgend möglich wieder dem Arbeits⸗ 
markt zuzuführen. Man hat ſich denn auch 
bereits darauf eingerichtet, die Kriegsbeſchädigten 
nicht, wie es früher üblich war, einfach mit 
Renten abzufinden, ſondern ſie nach Möglich⸗ 
keit wirtſchaftlich zu ertüchtigen. Durch das 
ganze Volk geht einheitlich der Wunſch, nach 
dieſem Kriege nicht die unwürdigen Zuſtände 
wiederkehren zu laſſen, die nach dem Krieg 
von 1870/71 ſoviel Unzufriedenheit ſchufen. 
Allgemein iſt die Anſicht, daß derjenige, der im 
Dienſte des Vaterlandes untauglich für Lebens⸗ 
betätigung geworden iſt, anſtändig verſorgt 
werden muß. Das Mannſchaftsverſorgungs⸗ 
geſetz vom Jahre 1906 ſieht bereits eine erheb⸗ 
liche Verbeſſerung gegenüber dem früheren Zu⸗ 
ſtande vor. Aber es iſt doch im weſentlichen 
aufgebaut auf der Grundlage unſerer früheren 
Kriegsinvalidenverſorgung. Es wird vorgeſehen, 
eine Invalidenrente nach dem Maßſtabe der 
Erwerbsunfähigkeit, eine ein für allemal feſt⸗ 
ſtehende Kriegszulage und endlich bei ſchweren 
Geſundheitsſchädigungen eine Verſtümmelungs⸗ 
zulage. Der Fehler dieſes Geſetzes liegt weſent⸗ 
lich darin, daß vom Feldwebel abwärts jede 
Charge eine ein für allemal feſtſtehende Rente 
bei voller Erwerbsunfähigkeit bezieht. Das if 
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natürlich bedenklich, wo, namentlich bei unferen 
zahlreichen Landſturmeinziehungen, auch der ge- 
meine Mann, wenn er erwerbsunfähig wird, 
einen Verluſt erleiden kann, der in gar keinem 
Verhältnis zur ausgeſetzten Rente ſteht. Des⸗ 
halb hat der Reichstag auch bereits grundſätz⸗ 
lich den Erwägungen zugeſtimmt, bei der Feſt⸗ 
ſetzung der Entſchädigung den Zivilverdienſt 
des Soldaten in Betracht zu ziehen. Noch läßt 
es ſich nicht überſehen, welche Summen zur 
Verwirklichung dieſes Prinzips notwendig ſein 
werden. Aber auch ohne genaue Berechnungen 
läßt es ſich vorausſehen, daß die Koſten enorm 
werden würden, wenn alle Verſtümmelten oder 
ſonſt weſentlich Kriegsbeſchädigten entweder 
aus dem Erwerbsleben ganz ausſcheiden, oder 
nicht in zureichende Stellungen gebracht werden 
können. Schon aus rein fiskaliſchen Geſichts⸗ 
punkten wird es daher nötig ſein, wenn auf 
der einen Seite für völlig Erwerbsloſe die 
Renten angemeſſen feſtgeſetzt werden ſollen, ſo 
ſehr wie möglich die Erwerbsfähigkeit der Be⸗ 
ſchädigten zu heben. Die Vollendung unſerer 
Technik ſowie die hohe Stufe, die mediziniſche 
Wiſſenſchaft und mediziniſche Kunſt in Deutſch⸗ 
land erreicht haben, ermöglichen es uns, daran 
zu denken, ſelbſt ſolche Perſonen, die früher als 
Vollinvaliden ganz aus dem Erwerbsleben aus⸗ 
ſcheiden mußten, für die wirtſchaftliche Arbeit 
gebrauchsfähig zu machen. Von dieſer Er⸗ 
wägung ausgehend, ſind denn auch bereits jetzt 
Vorbereitungen getroffen, um die Kriegsbe⸗ 
ſchädigten entweder durch Bäderbehandlung und 
Erſatz fehlender Gliedmaßen wieder in ihre 
alten Berufsklaſſen zurückzuführen oder ſie in 
neue Berufe zu bringen. Gemeinſam mit den 
Stadtgemeinden iſt der Staat daran gegangen, 
ein weit ausgreifendes Syſtem der Berufs⸗ 
beratung auszubauen. Dieſe Berufsberatung 
muß gleichzeitig nach individuellen und nach 
allgemein wirtſchaftlichen Geſichtspunkten vor 
ſich gehen. Auf der einen Seite ſind die 
Wünſche und Fähigkeiten des einzelnen zu be⸗ 
rückſichtigen, auf der anderen Seite aber muß 
Gewicht darauf gelegt werden, zu verhindern, 
daß in ohnehin ſchon überfüllten Berufen zu⸗ 
viel Arbeitskräfte, in anderen aber, wo Be⸗ 
darf herrſcht, zu wenig Arbeitskräfte zugeführt 
werden. 

Hier entſteht nun ein Problem von erheb- 
licher Tragweite. Sowohl die Unternehmer als 
auch die Organiſationen der Arbeitnehmer ſind 
in reichem Maße daran intereſſiert, daß den 
Kriegsbeſchädigten die Möglichkeit zur Arbeit 
gegeben wird. Aber für die Arbeiter beſteht die 
große Gefahr, daß die Beſchäftigung Kriegs⸗ 
beſchädigter zur Lohndrückerei ſeitens der Unter⸗ 
nehmer mißbraucht wird. Schon in normalen 
Zeiten iſt z. B. auch in einzelnen kaufmänniſchen 
Berufen darüber geklagt worden, daß Perſonen. 
die irgendwelche Renten oder Penſionen beziehen, 
Schleuderkonkurrenz beim Angebot ihrer Arbeits⸗ 
kraft treiben. Immerhin ſind dieſe Fälle bisher 
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nur Ausnahmen geweſen. Sie hatten für die 
Allgemeinheit kaum größere Bedeutung, als die 
hier und da ſtets vorkommenden Fälle, in denen 
Leute mit Privatvermögen die Zinſen ihres 
Vermögens nicht als willkommene Zuſchüſſe 
zum normalen Gehalt angaben, ſondern ihre 
Forderungen fo ſtellten, daß Gehalt und Er- 
trag ihres Privatvermögens zuſammen erſt 
zur Deckung ihrer normalen Lebensbedürfniſſe 
dienten. Mit der umfangreichen Beſchäftigung 
von Kriegsbeſchädigten wird nun in der Tat 
ein größerer und allgemeiner Reiz für die Unter⸗ 
nehmer geſchaffen, bei der Lohnbemeſſung die 
Rente, die ja infolge der Verſtümmelungs⸗ und 
Kriegszulage ſelbſt bei nur teilweiſer Erwerbs⸗ 
unfähigkeit nicht unweſentlich ſein wird, bei der 
Lohnbemeſſung zu berückſichtigen. Schon jetzt 
iſt für die Gewerbe, für die tarifliche Ab⸗ 
machungen zwiſchen Arbeitnehmer und Arbeit⸗ 
geber beſtehen, ein kennzeichnender Konflickt aus⸗ 
gebrochen. Die Arbeitgeber ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Tarifſätze nur für die Arbeiter 
mit voller Leiſtungsfähigkeit gelten. Sie wollen 
daher dieſe Sätze nicht an kriegsbeſchädigte 
Arbeiter zahlen, ſondern dieſe vielmehr nach der 
Leiſtung entlohnen. Hier und da haben ſich 
einzelne Arbeitgeberverbände fogar ſchon dahin 
geäußert, daß ſie es anderenfalls vorziehen 
würden, Kriegsbeſchädigte überhaupt nicht zu 
beſchäftigen. Natürlich können die Arbeitnehmer 
dieſen Standpunkt nicht ohne weiteres annehmen. 
Denn es wird dadurch in der Tat ein Element 
der Unſicherheit in die Tarifabmachungen ge⸗ 
tragen. Andererſeits iſt nicht zu verkennen, daß 
gewiſſe Bedenken hinſichtlich der vollen Ent⸗ 
lohnung von kriegsbeſchädigten Arbeitern in Höhe 
des Tarifſatzes überall da bedenklich iſt, wo 
wirklich eine erheblich verminderte Leiſtungs⸗ 
fähigkeit beſteht. Schon aus dieſem Konflikt iſt 
klar erſichtlich, daß unbedingt eine Regelung 
dieſer Materie ſtattfinden muß. Das hat meines 
Erachtens nicht Zeit, bis der Frieden geſchloſſen 
iſt, ſondern ſchon jetzt ſollten die Staatsbehörden 
ſich um dieſes wichtige Problem kümmern. 
Sowohl für die Arbeitgeberverbände als auch 
die Gewerkſchaften und die Berufsvereine der 
techniſchen, induſtriellen und kaufmänniſchen 
Angeſtellten ergibt ſich hier eine überaus wichtige 
Aufgabe, die ſie unter Leitung der Staats⸗ 
behörden möglichſt bald löſen müſſen. Die 
Löſung iſt ſozialpolitiſch und wirtſchaftlich von 
gleicher Bedeutung. Hier zeigt es ſich deutlich, 
daß eine vernünftige Sozialpolitik letzten Endes 
nichts anderes iſt als Wirtſchaftspolitik, denn 
je beſſer wir die Lohn und Verſorgungsfrage 
erledigen, deſto ſicherer iſt für ein möglichſt 
ſchnelles Aufblühen unſerer Volkswirtſchaft in 
Produktion und Konſum geſorgt. Dieſes Auf⸗ 
blühen unſerer Volkswirtſchaft aber iſt Voraus⸗ 
ſetzung dafür, daß auch in ſteuerlicher Hinſicht 
das deutſche Volk den Anſprüchen wird genügen 
können, die nachher an es, auch im glücklichſten 
Friedensfalle, werden geſtellt werden müſſen. 
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(Kredifforgen des Hausbeſitzes. 


Vom Geheimen Finanzrat Baſtian⸗Darmſtadt. 


In der Hauptverſammlung des Vereins für Klein⸗ 
wohnungweſen wurde nach kurzen — vielleicht mißver⸗ 
ſtändlichen — Zeitungsberichten von hoher Stelle die 
Auffaſſung vertreten, daß die Kriegsanleihe bis 1924 den 
allgemeinen Obligationenzinsfuß auf 5% und dement⸗ 
ſprechend den Hypothekenzinsfuß darüber hinaus feſt⸗ 
gelegt habe. Ich möchte demgegenüber glauben, daß, 
wenn der Obligationenzinsfuß wirklich die Höhe von 
50% einhält und der Hypothekenzinsfuß aljo 5% über⸗ 
ſteigt, das nicht die Folge davon wäre, daß die unter 
Ausnahmeverhältniſſen zuſtande gekommene und bis 
192 feſtgelegte Verzinſung der Kriegsanleihe eine 
50% ige iſt. Ein im Verhältnis zur Nachfrage ſtarkes 
Angebot an langfriſtigem Kapital würde nämlich den 
Geldwert drücken und den Zinsfuß der Kriegsanleihe 
nach unten durchbrechen, deren Kurs unter ſolchen 
Umſtänden den Nennwert flott überklettern müßte. 
Vielfach befürchtet man allerdings für das Wieder⸗ 
einſetzen der Friedenstätigkeit hohe Zinsfüße auch auf 
dem Gebiet des Hypothekarweſens. Ob diefe Befürch⸗ 
tungen ſich ganz oder teilweiſe erfüllen werden, wird 
abzuwarten ſein. Vielleicht rechtfertigen die gährenden 
Ausnahmeverhältniſſe eine zwiſchenzeitliche Einrich⸗ 
tung, mittels deren unter erzieheriſch wirkenden und 
geldwirtſchaftlich nützlichen Einſchränkungen Kapita⸗ 
lien ohne kursdrückenden Verkauf, lediglich gegen Ver⸗ 
pfändung von Wertpapieren während der bewegten 
Uebergangszeit flüſſig zu machen ſind, was zinsfuß⸗ 
regelnd wirken würde. Verſicherungsgeſellſchaften 
würden, um nur ein Beiſpiel zu erwähnen, keine 
Hypotheken zu kündigen brauchen, ſie würden ſich bis 
zum Eingang neuer Prämien durch Lombardierunng 
helfen können. 


Im allgemeinen ſcheint es mir, als ob man zu 
ſchwarz ſehe hinſichtlich der Schwierigkeiten, Hypo⸗ 
thekenkapitalien zu erlangen. Man behauptet immer, 
es würden Unmengen Hypotheken gekündigt und fragt 
bekümmert, wo denn der Erſatz herkommen ſolle. Aber 
wer kündigt, erhält doch Geld, das für den wirtſchaft⸗ 
lichen Kreislauf nicht verloren geht, ſondern wieder 
Anlage ſucht. Ungewiß iſt nur, welche es ſucht. 


Wenn übrigens die Beſtrebungen auf Einfüh⸗ 
rung einer Sonderſteuer für Hypothekenbeſitz Erfolg 
haben ſollten, ſo wird das das Hypothekengeld noch 
weiter verteuern, die Mieten ſteigern. Das Privat⸗ 
geld wird noch mehr als bisher den Immobiliarkredit 
meiden, und die berufsmäßigen Organiſationen 
müſſen ſelbſtverſtändlich für ſolche Laſten, da ſie ja 
doch nur eine Vermittlerrolle üben zwiſchen Hypo⸗ 
thekſucher und Darleiher, fih ſchadlos halten — am 
Anleiher. Alſo Verteuerung! 

Es iſt indeſſen nicht Zweck dieſes Aufſatzes, der 
Frage weiter nachzugehen, wie der Zinsfuß demnächſt 
ſein wird. Wohl aber darf man davon ausgehen, daß 
ſtarke Kapitalverſchiebungen auch die Hypotheken in 
Bewegung ſetzen, d. h. daß die Organiſationen für 


den Hypothekarkredit ſich umfangreichen Aufgaben ge⸗ 
genüber ſehen werden. Das gilt nicht nur für den 
erſtſtelligen, ſondern nach menſchlicher Vorausſicht 
ganz beſonders für den zweitſtelligen Kredit. Und 
in letzter Hinſicht wird die Lage um ſo ſchwerer ſein, 
als die Organiſationen noch in den Anfängen ſtecken 
und die Folgen der in großer Zahl befürchteten Kün⸗ 
digungen abwehren ſollen. Iſt dieſer Gedankengang 
richtig, dann ijt nicht denen recht zu geben, die den. 
in unſeren Tagen immer lauter tönenden Ruf nach 
Einrichtungen und Erleichterungen für den zweit⸗ 
ſtelligen Kredit einem unbeſcheidenen Uebermaß von 
Anſprüchen des Hausbeſitzerſtandes zuſchreiben. Aber 
es iſt m. E. der Sache durchaus abträglich, die im 
Krieg ſchlechterdings unmögliche Löſung vor dem Ein⸗ 
tritt feſtgefügter Verhältniſſe erzwingen zu wollen. 
Ein Gedankenaustauſch über die vermutlichen all⸗ 
gemeinen Richtlinien mag angehen. 


Der „Plutus“ hat vor fünf Jahren einem 
Aufſatz von mir Aufnahme gewährt, in dem die ver- 
ſchiedenen Möglichkeiten für eine Organiſation des 
zweitſtelligen Hypothekarkredits zuſammengeſtellt wa⸗ 
ren. Ich kam damals zu der Auffaſſung, daß eine 
durchgreifende Regelung zunächſt nicht anders denkbar 
ſei, als daß die Gemeinden oder Gemeindeverbände 
ſich als Träger der Gefahr hergeben. Privatwirt⸗ 
ſchaftliche Betriebe ſind, wenn ſie überhaupt Geld er⸗ 
langen können, viel zu teuer, als daß ſie lebensfähig 
bleiben könnten. Wir will es ſcheinen, daß die 
mittlerweile angeſtellten praktiſchen Verſuche dieſe An⸗ 
ſichten nicht als unrichtig erwieſen. So ſehr ſich zu⸗ 
nächſt das Empfinden dagegen ſträuben mag, daß der 
öffentliche Kredit belaſtet werde ausgerechnet mit den 
Gefahren, die das Privatkapital ſcheut, ſo werden ſich 
doch für ein ſolches Eintreten mancher Gemeinden in 
einem vernünftigen Rahmen und mit den erforder- 
lichen Sicherheitsmaßnahmen gewichtige Gründe fo- 
zialer Art oder Gründe des Allgemeinwohls auf⸗ 
drängen. 


Dr. Pabſt (vom Brandenburgiſchen Pfandbrief⸗ 
amt), dem wir mehrere vortreffliche Arbeiten ver- 
danken, hat in einer Berliner Konferenz der öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Bodenkreditanſtalten ausgezeichnete 
Worte gefunden für die Notwendigkeit der Beſitz⸗ 
befeſtigung des Mittelſtandes. Dieſen Aufgaben wird 
man in der Tat mancherorts ernſte Beachtung ſchenken 
müſſen. 

In dieſen Punkten berühren ſich übrigens die 
Sorgen der Hausbeſitzer mit denen der Mieter. Und 
Mieter gibt es eine ganze Wenge. Auf ſie geldliche 
Ueberbelaſtungen abzuwälzen, wird ein naheliegender, 
reizvoller Verſuch fein. Daher das weitverbreitete 
Intereſſe an dieſen Fragen. 

Man hört gelegentlich, daß mit einer verhält⸗ 
nismäßig kleinen Summe ſchon vielen geholfen wer⸗ 
den kann. Das iſt richtig. Aber man muß natürlich 
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damit rechnen, daß, wenn erft Organiſationen am 
Leben ſind, auch viele Hypotheken in Bewegung kom⸗ 
men. Es iſt Sache der Dienſtanweiſung, die richtige 
Grenze zu finden. 


Unter dem erwähnten vernünftigen Rahmen 
wäre zu verſtehen, daß nur ſolche Kredite zur zweiten 
Stelle Befriedigung finden, die nach menſchlichem Er⸗ 
meſſen die Erhaltung oder Wiederaufrichtung einer 
wirtſchaftlichen Exiſtenz erhoffen laſſen. Das wird 
3. B. dann der Fall fein, wenn der dauernde Grund⸗ 
ſtücks⸗Ertrag, der wichtige Unterbau jeder Beleihung, 
einen Ueberſchuß über die Zins- und anderen Laſten 
ergibt, der gegen Rückſchläge und Wechſelfälle einen 
Ausgleich ſicherſtellt. Ferner dann, wenn der An⸗ 
leiher nicht ausſchließlich auf den Hausertrag ange⸗ 
wieſen iſt. Da der zweitſtellige Kredit in hohem Maße 
perſönlicher Kredit iſt, müſſen ſonſtige Einnahme⸗ 
quellen des Anleihers nachweisbar ſein neben dem 
Erfordernis der Verläſſigkeit in Bezug auf ſeine Per⸗ 
ſon. Gewiß werden dann viele Wünſche unberück⸗ 
ſichtigt bleiben, aber eine kommunale Bewilligungs⸗ 
ſtelle hat ſich ebenſo wie jede privatwirtſchaftliche Or- 
ganiſation vor Augen zu halten, daß die Förderung 
unwürdiger Geſuchſteller die eigene Anſtalt und die 
Allgemeinheit ſchädigt. Ich denke in letzterer Bezie⸗ 
hung an die Einbußen, welche geſchädigte Lieferanten 
und Handwerker zu beklagen hatten. Weiter daran, 
daß eine unvernünftige oder gar leichtſinnige Frei⸗ 
gebigkeit, namentlich bei billigen Bedingungen, leicht 
zu einem Uebermaß an Bauten führt, damit zu einer 
Verſchärfung der Lage, die man gerade beſſern will. 
Zweifellos kann dieſe Geſichtspunkte in perſönlicher 
und ſachlicher Hinſicht eine örtliche Verwaltung beſſer 
überprüfen, als eine Zentralſtelle für das Land oder 
die Provinz. 


Demnach iſt die Forderung zu erheben: Nicht 
Landeszentrale, ſondern örtliche Verwaltung, jeden⸗ 
falls aber örtliche Bewilligung. 


Das ſchließt nicht aus, daß die Geldbeſchaf⸗ 
fung durch eine Zentrale erfolgt, etwa durch die Proz 
vinz⸗ oder die Landesbank, wenn die Stadt nicht durch 
Ausgabe ſtädtiſcher Schuldverſchreibungen die Mittel- 
beſchaffung aus irgendwelchen Gründen ſelbſt über- 
nehmen will. Der geldbeſchaffenden Zentrale gegen⸗ 
über hat aber dann die Stadt für das auszuzahlende 
Darlehen die Gewährleiſtung zu übernehmen. Zwar 
geht durch ſolche Regelung der Vorteil verloren, den 
eine Landeszentrale für zweitſtelligen Kredit dadurch 
böte, daß die Gefahr über das ganze Land verteilt, 
alſo ein Schadenausgleich erzielt wird; indeſſen läßt 
ſich dieſer Vorteil auch wahren durch Schaffung einer 
alle beitretenden Städte umfaſſenden gemeinſamen 
Sicherheitsmaſſe. Die Städte treten — der Wirkung 
nach — zu einer Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit zuſammen, alle Beiträge der einzelnen 
Anleiher fließen in dieſe gemeinſame Maſſe. In ſie 


gelangen auch die Beiträge aus etwaigen Inanſpruch⸗ 


nahmen der Solidarhaft aller Anleiher, die man mit 
10% des Darlehens begrenzen kann (zweckmäßiger⸗ 
weiſe läßt man dieſe Haftung erſt ein Jahr nach der 


442 — 


Darlehensrückzahlung erlöſchen). Die Anſprüche an 
dieſe allgemeine Sicherheitsmaſſe — früher hätte man 
Zentralreſervefonds geſagt — müßten hinfällig wer⸗ 
den, wenn eine örtliche Verwaltung grob fahrläſſig 
die Beleihungs⸗Dienſtvorſchrift verletzt oder in Miß⸗ 
achtung der allgemeinen Intereſſen ſchadenbringende 
Verwaltungsmaßnahmen anordnet, ſodaß zu Unrecht 
Erſatz gefordert werden würde. Streitigkeiten wären 
endgültig und mit Ausſchluß des Nechtswegs durch 
ein Schiedsgericht zu ſchlichten. Der Geſchäftsgang 
mag in dieſer Beziehung umſtändlicher ausſehen, als 
er es in der Tat wäre, denn ſolche Einreden gegen 
die Inanſpruchnahme der allgemeinen Sicherheits⸗ 
maſſe würden nicht Regel, ſondern nur Ausnahme fein, 
Wer übrigens mißbräuchliche Inanſpruchnahme be⸗ 
fürchtet, der mag nicht in den vollen Erſatz des Scha⸗ 
dens, ſondern nur einen ſtarken Anteil, etwa , vor- 
ſehen. Es bleibt dann 13 unter allen Umftänden von 
der Stadt zu tragen. Ueberhaupt läßt ſich ohne über⸗ 
ſtarke Belaſtung der Anleiher keine Vorſorge treffen, 
die jegliche Schadensgefahr der Städte ausſchlöſſe. 
Aber das iſt auch gut ſo, aus mehr als einem Grunde. 
Die Gefahr mahnt zur Beſchränkung auf wirtſchaftlich 
geſunde Fälle. Eine volle Deckung ſtellt ſelbſt die ge- 
plante Sicherheitsmaſſe natürlich nicht dar. Die iſt 
überhaupt nicht zu erreichen, aber es muß doch ein all⸗ 
gemeiner Niedergang kommen, wenn auch dieſe Art 
der Sicherſtellung verjagt. 


Die Geldteuerung und Knappheit vor Ausbruch 
des Krieges hat das Verlangen nach Pfand- 
briefämtern veranlaßt. Soweit es auch da er- 
hoben wird, wo gemeinnützige, öffentlich⸗ rechtliche, 
unkündbaren Tilgungskredit gewährende 
Anſtalten ſchon vorhanden ſind, iſt es unberechtigt 
und aus fachlicher Unkenntnis zu erklären. Denn wer 
daneben neue Anſtalten gleichwohl wünſcht, hält die 
Pfandbriefämter zu unrecht für ein Allheilmittel in 
Verkennung der auch für ſie beſtehenden Grenzen der 
Leiſtungsfähigkeit, die durchaus nicht weiter 
geſteckt find als für andere öffentlich⸗ 
rechtliche gemeinnützige Anſtalten. Um 
ſolche Einwände zu entkräften, wird, wie ich wohl 
weiß, auf das Brandenburgiſche Pfandbriefamt ver⸗ 
wieſen, das im Gegenſatz zu öffentlich- rechtlichen 
und privaten Hypothekenbanken ein feſtes Recht auf 
Hypothekarkredit zubilligt, vorausgeſetzt nur, daß 
Sicherheitsbedenken nicht beſtehen. Der Grundſtücks⸗ 
beſitzer hätte alfo auch in Zeiten empfindlichſter Geld- 
knappheit unabweisbar Anſpruch auf Kredit. 


Es wirkt nun nach meinem Empfinden einiger- 
maßen widerſpruchsvoll, wenn die Freunde der Pfand⸗ 
briefämter ſich auf diefe Zuerkennnung eines Rechts 
etwas gut tun, während aus ihren Kreiſen im Sinne 
eines Vorwurfs andererſeits darauf verwieſen wird, 
daß die Privathypothekenbanken in guten Zeiten jeder⸗ 
mann, der darum einkommt, Kredit nachwerfen. 


Die Einräumung des Rechts auf Kredit ift 
aber kein Vorteil des Syſtems, das iſt vielmehr etwas, 
was die öffentlich-rechtlichen und auch die privaten 
Hypothekenbanken ohne weiteres nachmachen könnten, 


wenn fie es für zweckmäßig, d. h. den Intereſſen der 
Obligationenbeſitzer und nicht zuletzt der Anleiher 
förderlich hielten. 

Zunächſt kurz der geſchäftliche Vorgang. Das 
Brandenburgiſche Pfandbriefamt gewährte zu Be- 
ginn ſeiner Tätigkeit ſeine Darlehen in Pfandbriefen, 
dem Anleiher es überlaſſend, für dieſe Pfandbriefe 
eine möglichſt günſtige Verwertung ſelber zu ſuchen. 
Die unliebſamen, wertverwirrenden Erfahrungen 
konnten ſelbſtverſtändlich nicht ausbleiben. Man ging 
aljo auf den Weg über, den die anderen, Pfandbrief⸗ 
darlehen gewährenden Hypothekenbanken auch gingen, 
d. h. das Inſtitut behielt ſich ſelber die Verwertung 
der Pfandbriefe vor oder noch beſſer, es behielt ſich 
die Verwertung nicht nur vor, ſondern es nahm ſie 
auch ſelbſt vor und gab dem Anleiher in bar den 
Erlös. So aber machen es dem ſchließlichen Erfolg 
nach die öffentlich⸗rechtlichen §ypothekenbanken auch. 
Der Anleiher hat mit der Begebung der Pfandbriefe 
gar nichts zu tun. Der Unterſchied, um den es ſich 
hier handelt, beſteht nur darin, daß das Branden- 
burgiſche Pfandbriefamt auch dann noch unbeſchränkt 
Darlehen gewährte, als die Geldbeſchaffung nur noch 
zu geſchraubten Bonifikationen und mittels empfind⸗ 
lich geworfener Kurſe möglich war. Die öffentlich⸗ 
rechtlichen Anſtalten entſchloſſen fih damals mit Rück⸗ 
ſicht auf die Intereſſen der Obligationenbeſitzer 
und auf die Intereſſen der in dringlicher Lage befind⸗ 
lichen Geldſucher zu einer Einſchränkung des Dar⸗ 
lehensgeſchäfts. Dies mit dem Erfolg, daß diejenigen 
Anleiher, welche lediglich übertragen wollten, blieben 
wo ſie waren, was keine Furchen in die Volkswirt⸗ 
ſchaft grub, und mit dem weiteren Erfolg, daß die⸗ 
jenigen Anleiher, die ſich ſonſt nicht helfen konnten, 
infolge des Wegfalls vieler Geldſucher ſelbſtverſtänd⸗ 
lich billiger bedient werden konnten. Hätten die öffent⸗ 
lich-rechtlichen Anſtalten die Einſchränkung nicht vor⸗ 
genommen, wozu ihre Organiſation ganz gewiß 
nicht zwang, jo hätten fie die Schwierigkeit der Unter- 
bringung von Obligationen dadurch bekämpfen müſſen, 
daß ſie die Bonifikation ſtark ſteigerten und ihren Kurs 
prozentweiſe herabſetzten. So und nicht anders haben 
ſich die Pfandbriefämter durchhelfen müſſen. Man 
ſieht, die anderen öffentlich-rechtlichen Anſtalten hätten 
das auch tun können, wenn ſie es für richtig gehalten 
hätten. Was ſie aber vermeiden wollten, war die 
Entwertung des ganzen Obligationenumlaufs, die 
Entfremdung der Obligationenkäufer, die Verteuerung 
der Darlehensbedingungen, die Erſchwerung der Rüd- 
kehr zu günſtigeren Verhältniſſen. 


Es fällt mir nicht ein, den Standpunkt des Bran⸗ 
denburgiſchen Pfandbriefamts irgendwie angreifen zu 
wollen; man kann ſehr wohl in dieſer Frage ver- 
ſchiedener Meinung ſein. Ich habe auch durchaus 
Verſtändnis dafür, daß man den Anleihern insgeſamt 
lieber ſtark verteuertes Geld anbietet als keines. Ich 
ſage, ich habe Verſtändnis für dieſen Standpunkt, aber 
ich teile ihn nicht. Ich halte vielmehr den eben er⸗ 
wähnten Standpunkt anderer öffentlich⸗ rechtlicher An⸗ 
ſtalten für den richtigeren, unter der Vorausſetzung 
freilich, daß man das Darlehensgeſchäft nicht ganz ein⸗ 
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ſtellt, ſondern offen hält für ſolche, die ſich nicht anders 
helfen können. (Für kleinere Darlehen bis zu meh⸗ 
reren tauſend Mark hat, wenn das erwähnt werden 
darf, die Heſſiſche Landes⸗ Hypothekenbank das Dar- 
lehensgeſchäft überhaupt nicht eingeſchränkt, viel 
weniger eingeſtellt.) 

Aber neben dieſem Unterſchied ift weiter hervor⸗ 
zuheben, daß das Brandenburgiſche Pfandbriefamt 
feine Darlehen ſelbſt in Zeiten normaler Geldmarkt⸗ 
verfaſſung nicht vorteilhafter gewähren konnte, als 
öffentlich⸗rechtliche Anſtalten. Es beſtehen zwar in 
dieſer Richtung unter den Grundbeſitzern wunderliche 
Auffaſſungen, die nicht dadurch richtig werden, daß 
ſie immer wieder kommen. Es iſt eigentlich nicht ſchwer 
einzuſehen, daß der Organiſationsunter⸗ 
ſchied (bier Pfandbriefamt, dort anders organiſierte 
öffentlich⸗rechtliche Provinzial⸗ oder Landesanſtalt) die 
Geldbeſchaffung nicht verbilligen kann. Zeitweiſe war 
das Brandenburgiſche Pfandbriefamt ſogar erheblich 
teurer als andere öffentlicherechtlihe Anſtalten. Ge- 
rechterweiſe muß man aber hierzu einſchalten, daß ein 
junges Hypothekeninſtitut, das noch keine große 
laufende Zinsſpannung hat, — zunächſt! — an ſich 
ſchon ohne weiteres teurer ſein muß als eine alte 
Anſtalt. In dieſer Beziehung wird ſich aber die 
Leiſtungsfähigkeit des Vrandenburgiſchen Pfandbrief- 
amtes zweifellos noch beſſern. Erſt dann, nämlich 
wenn das Inſtitut eine längere Reihe von Fahren. 
gearbeitet und ſich eine laufende Zinsſpannung ge⸗ 
ſichert hat, darf man es vergleichen mit der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der anderen öffentlich⸗rechtlichen Anſtalten. 
Auch iſt der jungen Anſtalt zugute zu halten, daß 
ihre Jugend gerade in eine Zeit fiel, in der andere 
Anſtalten zurückhielten, was zu ſtarker Beanſpruchung 
führte, vielleicht ehe der Ausbau ganz vollendet war. 
Unter dieſem Geſichtswinkel will auch ein Teil 
(ein Teil!) des ſtarken Kursunterſchiedes beurteilt und 
— entſchuldigt ſein. 

Aber in einem anderen Punkt liegt es an der 
Organiſation, wenn das Brandenburgiſche Pfandbrief 
amt mit ſeinen Bedingungen ſchärfer iſt, in der land⸗ 
ſchaftlichen Organiſation nämlich, die das Niſiko mög- 
lichſt raſch von den Anleihern gedeckt haben will. Nun 
wird zwar auch ein Provinzialverband oder ein Staat 
als Eigentümer der Hypothekenbank die Anleiher zur 
Speiſung von Sicherheitsmaſſen heranziehen. Aber 
das geſchah bisher auf einem m. E. für den Anleiher 
bequemeren Weg im Gegenſatz zum Brandenburgi- 
ſchen Pfandbriefamt, das vorweg einen Beitrag zur 
Sicherheitsmaſſe verlangt und einen jährlichen Zins⸗ 
aufſchlag erhebt, jo lange bis 5 0% dieſer Sicherheits⸗ 
maſſe beigetragen ſind. Die Anleiher ſollen ſobald 
als nur irgend erträglich, eine Sicherheitsmaſſe zu⸗ 
ſammenbringen, während der Staat oder die Provinz 
als Eigentümer ſolange aus der eigenen Zaide das 
Riſiko zu beſtreiten bereit find, bis im Verlauf vieler, 
vieler Jahre fih Neſerven — aus dem Gewinn, alſo 
aus Leiſtungen der Anleiher allerdings — angeſam⸗ 
melt haben. Daß weiterhin der Anleiher eine Solidar⸗ 
haft im Betrage von 5 % feines Darlehens auf ſich 
zu nehmen hat, ſei nebenbei bemerkt. „Nebenbei“ 


y halb, weil es in den rechneriſchen Bedingungen zu⸗ 
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nächſt nicht zum Ausdruck kommt und den Anleiher 
vorläufig nicht drückt; aber immerhin „bemerkt“ des⸗ 
halb, weil etwas ähnliches die öffentlich⸗rechtlichen An⸗ 
ſtalten nicht kennen. Die verwickelten Bedingungen, 
die übrigens eine umſtändliche, alſo koſtſpielige, die 
Anleiher belaſtende Buchhaltung erfordern (Betriebs⸗ 
maſſe, Sicherheitsmaſſe, Tilgungsmaſſe!), werden 
bei vielen Anleihern Anſtoß erregen. Wenigſtens 
wäre das bei uns ſo. 


Die Freunde des Pfandbriefamts verweiſen dar⸗ 
auf, daß die Darlehenstilgung durch Nückgabe von 
Pfandbriefen zum Nennwert möglich ſei. Das ſei ein 
großer Vorteil für den Schuldner, wenn er ſolche 
Pfandbriefe unter dem Nennwert erwerben und damit 
ſeine Darlehensſchuld begleichen könne. Das iſt natür⸗ 
lich richtig, aber kein Vorzug der Pfandbriefamts⸗ 
organiſation. Auch das könnten die anderen öffentlich⸗ 
rechtlichen Anſtalten (und auch die privaten Hypo⸗ 
thekenbanken) nachmachen, wenn ſie es für zweckmäßig 
hielten. Wenn nicht die Rückzahlung in Pfandbriefen 
zum Nennwert geſtattet iſt, macht natürlich die mit 
Barrückzahlungen zurückkaufende Anſtalt zu n åg ſt 
ſelbſt den Disagiogewinn. Verwendet ſie aber den 
Gewinn zu Neſerveſtellungen oder zur Deckung von 
aufgewendetem Disagio oder unmittelbar zur Ver⸗ 
billigung der Bedingungen des Darlehens⸗Neu⸗ 
geſchäfts, ſo kommt der Gewinn den Anleihern zugute, 
freilich nicht den alten zurückzahlenden, ſondern den 
neuen. Man kann ſtreiten, welcher Standpunkt der 
richtige iſt, aber man ſieht jedenfalls, daß auch in 
dieſem Punkte das Pfandbriefamt nicht als ſolches 
den anderen öffentlich-rechtlichen Anſtalten über⸗ 
legen iſt. 


Die Vormerkung aus § 1179 BB. ſchafft die 
Möglichkeit des Aufrückens der 2. Hypothek im Aus⸗ 
maß der Tilgungen auf die 1. Hypothek und damit 
überhaupt eine Erleichterung in der Beſchaffung 
der 2. Hypothek. Bei dem Pfandbriefamt wird nicht 
getilgt, nicht vom Darlehen abgeſchrieben, ſondern 
die Tilgungsmaſſe beſteht unabhängig von der Schuld. 
Beim Brandenburgiſchen Pfandbriefamt läßt ſich 
aber im Großen und Ganzen dasſelbe erreichen wie 
aus 8 1179 BGB. durch zweiſeitige Vereinbarung, 
ſo daß man wird ſagen können, die Lage ſei bei 
beiden Syſtemen gleich. 


Ich muß aber bekennen, daß, wenn ſelbſt ein 
Unterſchied gefunden werden ſollte, dieſer eine große 
praktiſche Bedeutung wenigſtens in dem Bereich, den 
ich überſehen kann, nicht haben könnte. Die Frage 
der zweiten Hypotheken läßt ſich auch mit ſtarker 
Einbürgerung des Verfahrens aus § 1179 jeden- 
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falls nicht löſen; dies ſchon deshalb nicht, weil 
auf Jahre hinaus die Tilgung fo gering ijt, daß 
das Vorrücken die Gefahr nicht nennenswert ver⸗ 
kleinert. Aber es geht doch wohl ſchneller, als es 
nach der Praxis des Pfandbriefamts ginge, das, wie 
ſchon dargelegt, zunächſt auf Speiſung der Sicher⸗ 
heitsmaſſe bedacht iſt, und dann erſt für die Schaffung 
eines Tilgungsguthabens Raum läßt. Man ſollte 
im übrigen meinen, daß das Pfandbriefamtſyſtem 
inſofern doch einen Vorteil bieten müßte, als die 
Rückzahlungen an ſich auf jeden Tag, mit ſofortiger 
Wirkung und ohne weiteres möglich wären, voraus- 
geſetzt nur, daß fie in Pfandbriefen erfolgen. Dem. 
iſt aber nicht ſo. Auch in dieſem Punkte alſo keine 
Ueberlegenheit des Pfandbriefamtſyſtems. 

Auch das Wiederauffüllen von Darlehnsreſten 
(Krediterneuerung heißt es das Pfandbriefamt) ijt 
lediglich Sache von Zweckmäßigkeitserwägungen, nicht 
Sache der Organiſationsform. Ich bin der An- 
ſicht, daß man ſolchen Erneuerungsgeſuchen gegen⸗ 
über freigiebig verfahren ſoll, wenn der Anleiher 
ſonſt ſich zu ſchlechten Bedingungen eben doch 
Geld verſchaffen müßte. Beim Pfandbriefamt be- 
ſtehen dieſerhalb gewiſſe Grenzen. 

Ich ſage dieſes alles nicht im Sinne einer 
Beanſtandung, wozu Anlaß und Befugnis fehlt, 
ſondern führe es lediglich an zu Vergleichszwecken, 
damit der Leſer ſich ein Urteil bilden kann, ob es 
wirklich Sinn hat, wie das immer wieder verlangt 
wird, neben den beſtehenden öffentlich⸗rechtlichen An⸗ 
ſtalten noch neue Pfandbriefämter als die leiſtungs⸗ 
fähigeren Anſtalten zu gründen. Wo Anſtalten 
moch nicht beſtehen, kann man ſich dagegen ſehr 
wohl überlegen, ob man dem Pfandbriefamtſyſtem 
den Vorzug geben will. Es belaſtet das den Staat 
oder Kommunalverband nur mit beſchränktem 
Niſiko. Ich für meinen Teil würde freilich dem 
keine Bedeutung beimeſſen; aber ich gebe zu, man 
kann auch anderer Meinung ſein. 

In das Kapitel der wohlgemeinten aber fehl- 
gehenden Vorſchläge gehört der Nat an die Hypo 
thekenanſtalten, das viele Geld für Nückkäufe und 
Wiederunterbringung von Pfandbriefen zu ſparen, 
für das ja doch wieder die Anleiher aufkommen 
müßten. Den Verkäufern einen hohen Kurs zu 
verſchaffen, dazu feien die Gelder der Anleiher zu 
gut. Unverſtand! Der Nüdfaufstätigfeit verdanken 
die Pfandbriefe ihre Beliebtheit als Anlagepapier 
und ihren hohen Kurs. Nach dieſem richten ſich 
die Darlehensbedingungen, die um ſo günſtiger ſind, 
je höher der Kurs iſt. Die Rückkaufstätigkeit iſt 
allerdings ein Opfer, aber ein Opfer, das fih be- 
zahlt macht. Sonſt brächte man es nicht. 
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Die Banque de France im (Kriege. 


Von Hermes. 


Wer ſich vor die Aufgabe geſtellt ſieht, die Rolle, 
die der Bank von Frankreich im gegenwärtigen Kriege 
zugefallen iſt, kritiſch zu beleuchten, hat ſich beſonders 
mit zwei ihrer Bilanzpoſten zu beſchäftigen: dem 
Goldbeſtand und der Notenzirkulation. 

Das Notenemiſſionsrecht der Banque de France 
hatte, ſeit dem 29. Dezember 1911, 6 Milliarden 
800 Millionen Fres. betragen. Sogleich nach Aus⸗ 
bruch des Weltkrieges, am 5. Auguſt 1914, war im 
Wege eines beſonderen Dekrets die genannte Summe 
auf 12 Milliarden Franken erhöht 
worden. Dieſe Steigerung war alſo ſehr beträchtlich, 
da ſie den im Frieden als Höchſtgrenze feſtgeſetzten 
Betrag faſt verdoppelte. Zu gleicher Zeit wurde der 
Zwangskurs der franzöſiſchen Bank⸗ 
note erklärt, inſofern, als die Banque de France, 
die bisher ihre Zahlungen in Gold oder in Fünf- 
francsſtücken unbegrenzt leiſten konnte, nunmehr das 
Recht hatte, alle Zahlungen in Noten zu 
effektuieren. 

Zu dieſem Behufe ging das Zentralinſtitut daran, 
Noten im Betrage von 20 und 5 Fres. auszugeben. 
Auch wurde die Herſtellung von Scheidemünzen tat⸗ 
kräftig in Angriff genommen. 

Aber die jo bedeutende Erhöhung des Noten- 
kontingents hat ſich mit der Verlängerung der Feind⸗ 
ſeligkeiten als nicht ausreichend erwieſen: ſchon am 
12. Mai d. J. mußte ein neues Dekret erlaſſen werden, 
das eine weitere Erhöhung um 3 Mil- 
liarden auf 15 Milliarden Freg. vorſah. 

Man darf billigerweiſe dem Gouverneur der 
Banque de France, Herrn Georges Pallain, 
nachſagen, daß er ſchon ſeit Jahren, ähnlich, wie ſolches 
erfolgreich bei unſerer Reichsbank geſchah, ſeine Bank⸗ 
politik auf die ſyſtematiſche Verſtärkung des Gold⸗ 
beſtandes eingeſtellt hat. Freilich kam ihm hierbei die 
langſame aber doch kontinuierliche 
Steigerung des Leihwerts des Geldes 
zu ſtatten, zu der er, eben durch ſeine Politik, 
ſicherlich nicht wenig beigetragen hat. Wie ſehr 
ſich die Verhältniſſe auf dem franzöſiſchen Geld⸗ 
markte mit der Zeit verſchoben haben, davon mag nach⸗ 
ſtehende Zuſammenſtellung ein Bild vermitteln. Der 
durchſchnittliche Diskontſatz in Frankreich ſtellte ſich 
in den letzten Jahren wie folgt: 


1906 3% 

1907 3,45% 
1908 3,04 „ 
1909 3,00 , 
1910 3,00 „ 
1911 3,14 „ 
1912 3,38 „ 
1913 4,00 „ 
1914 4,00 „ 


Die Steigerung iſt alſo recht beträchtlich, be⸗ 
ſonders wenn man berückſichtigt, daß in den Jahren 


1895 bis 1898 der Durchſchnittſatz nur 20% p. a. betragen 
hatte. 

Die Ergebniſſe der Pallainſchen Bankpolitik ſind 
aus den nachfolgenden, aus der „Information“ ſtam⸗ 
menden Tabelle erſichtlich: 

Durchſchnitt Ende 
Januar / Juli Auguft Sept. 
1905 1910 1914 1914 1915 


Goldbeſtand: 2855 3 400 3515 4098 4007 4 500 
Silberbeſtand: 1102 862 640 635 358 366 
Wechſelportefeuille: 641 977 1703 2090 4018 2245 
Vorſchüſſe auf Wertpapiere: 485 550 787 789 870 582 
Notenumlauf: 4408 5 198 5967 6 106 8 684 13 309 
Depofiten: 573 613 665 1298 1399 2588 


Wie man ſieht, ſind die Verſchiebungen ſeit Aus⸗ 
bruch des Krieges doch weit ſtärker, als die unge⸗ 
wöhnlichen Zeitumſtände allein rechtfertigen würden. 
Zwar die Goldreſerve hat ſtark zuge⸗ 
nommen und hat auch in der ſeit Ende September 
verfloſſenen Zeit weitere erhebliche Steigerungen auf⸗ 
zuweiſen. Ueber die Art, in der das Gold in Frank⸗ 
reich geſammelt wird, und deren theatraliſche In⸗ 
ſzeneſetzung, die für deutſche Begriffe zum mindeſten 
befremdend iſt, ſei hier nichts weiter geſagt. Im 
übrigen iſt das Ergebnis der Goldſammlungen um 
ſo befriedigender, als große Geldſendungen, die man 
auf mehrere hundert Willionen Francs zu veran⸗ 
ſchlagen hat, unwiderſprochen ins Ausland gegangen 
ſind. Auffallend iſt der vergleichsweiſe ſehr bedeutende 
Rückgang der Silbervorräte, obwohl Silbergeld in 
großen Mengen zur Neuprägung gelangt. Aber das 
bekannte, faſt ans Pathologiſche grenzende Theſau⸗ 
rierungsbedürfnis des franzöſiſchen Volkes hat ſich, 
in Ermangelung des gelben Metalls, mit um ſo 
größerer Leidenſchaft dem Silbergeld zugewandt. Was 
die Ziffern des Notenumlaufs anbelangt, 
ſo reden ſie eine beredte Sprache. Dabei haben ſie 
ſeit Ende September weiter erheblich zugenommen. 
Und da logiſcherweiſe eigentlich eine nur immer ſich 
ſteigernde Notenzirkulation in Ausſicht zu nehmen iſt, 
ſo wird man in der Annahme kaum fehlgehen, daß 
eine weitere Erhöhung des Aotenkontingents im 
Grunde nur eine Frage der Zeit fein kann. Wie ſich 
danach die ohnehin wenig glänzende Relation 
zwiſchen Zirkulation und Deckung aus⸗ 
nehmen wird, iſt leicht nachzu rechnen. Man hofft zwar 
in Frankreich auf weitere günftige Ergebniſſe der Geld⸗ 
propaganda. Man hofft vor allen Dingen auf das 


Gelingen der ſeit lange angekündigten er ſten fran⸗ 


zöſiſchen Kriegsanleihe. Aber ſo wenig wie 
die ſchon berühmt gewordene Offenſive Joffres, wird 
diejenige Nibots Erfolg haben. Schon ift ja der 
Termin für die Ausgabe des „emprunt national“, das 
für Oktober mit Beſtimmtheit angekündigt worden war, 
in unbeſtimmter Weiſe auf November verſchoben 
worden. Wird die Anleihe im nächſten Monat, wird 
ſie überhaupt zur Ausgabe gelangen? Man wird gut 
tun, dieſerhalb ſkeptiſch zu fein, denn in dem Maße, 
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dem ſich die Lage der Ententemächte täglich ver- 
ichlechtert, in demſelben Maße verringern fih auch 
die Ausſichten der franzöſiſchen Kriegsanleihe. Wer 
ſoll ſie, bei der gegenwärtigen ſchwierigen Lage des 
Vierverbandes im allgemeinen und Frankreich im be⸗ 
ſonderen, denn zeichnen? Das Großkapital etwa? Es 
hat jhon bei der Aufnahme der kurzfriſtigen Bons 
und Obligationen der Nationalen Verteidigung gründ⸗ 
lich verſagt. Was aber die kleinen Sparer anbelangt, 
die an Ruffen und Serben und Griechen und Süd⸗ 
amerikanern ſo ungeheures Geld verlieren, ſo haben 
ſie das wenige, was ihnen noch übrig blieb, für die 
Bons und Obligationen der Nationalen Verteidigung 
bereits hergegeben. Sie waren es ja vornehmlich, 
bei denen jene Werte abgeſetzt worden ſind. 

Die Frage, ob die Kriegsanleihe ein Erfolg ſein 
wird oder nicht, die Frage, ob ſie überhaupt das Licht 
der Oeffentlichkeit erblicken wird, intereſſiert auch die 
Banque de France in höchſtem Maße. Denn 
der Pumpwirtſchaft des Staates bei dem Zentral⸗ 
inſtitut ſind auch im Kriege gewiſſe natürliche 
Grenzen geſetzt, ſoll das franzöſiſche Papiergeld ſeinen 
vollen Wert behalten und ſoll die Welt nicht 
das Schauſpiel eines Disagios der 
franzöſiſchen Banknote erleben. Die 
Kriegsanleihe muß zu einem Teile dazu dienen, das 
Verhältnis zwiſchen dem Staate und der Banque 
de France zu regeln, um nicht zu ſagen: zu ſanieren. 

Denn die Lage des Noteninſtituts iſt bedenklich, 
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wie allein ſchon aus dem Poſten des Wechſel⸗ 
portefeuilles erſichtlich iſt. Was nämlich im. 
obiger Zuſammenſtellung unter dieſer Bezeichnung 
aufgeführt iſt, das beſteht nur zu einem geringen Teil 
aus regulärem Wechſelmaterial. Mehr als 2 Wil⸗ 
liarden Frcs. find „effets prorogés“, d. h. auf Grund 
der Beſtimmungen des Moratoriums 
unbezahlt gebliebene Wechſel. Wie dieſer 
Poſten bei ſeiner endgültigen Liquidierung einmal 
ausſehen wird, welche Verluſte ſich daraus ergeben 
werden, darüber können noch nicht einmal Vermutun⸗ 
gen ausgeſprochen werden. Daß es aber ohne, wahr— 
ſcheinlich ſehr erhebliche, Verluſte nicht abgehen wird, 
darf als ſicher bezeichnet werden. 


Auch ſonſt bedarf das Verhältnis des Staates zur 
Banque de France einer Regulierung. Am 21. Sep⸗ 
tember v. J. war die Summe der Vorſchüſſe der Bank 
an den Staat von 2900 Millionen auf 6 Milliar⸗ 
den Fres. erhöht worden. Dieſes Maximum mußte 
am 25. Juni 1915 auf 9 Milliarden Fres. erhöht 
werden. Schon hat der Staat rund 7 Milliarden 
darauf erhoben, und ſeine Bedürfniſſe ſind bei weitem 
nicht gedeckt. 


Die Banque de France hat ſomit im Kriege eine 
ſehr wichtige Rolle geſpielt, freilich nur dadurch, daß 
fie ihre einſt unbeſtritten glänzende Lage doch einiger⸗ 
maßen kompromittiert hat. Ihr Schickſal iſt mit dem 
Ausgange des Weltkrieges aufs innigſte verknüpft. 


Deutſcher OBank-(Kakender (ul. Quartal 1915). 


Von Dr. Joſef Loetve- Berlin. 


1. Juli Bankier Bertus Boelſen ſcheidet aus der Fir⸗ 
ma Gebrüder Hammerſtein. 

Die Deutſche Hilfskaſſe G. m. b. H., 
Charlottenburg, begründet; Geſchäftsführer: 
Kommerzienrat Julius Blank und Kon⸗ 
ſulatsſekretär Hugo Fiſcher. 

Die Deutſch-XNuſſiſche Kriegskre⸗ 
ditbank A.-G., Remſcheid, begründet. 

Dr. Eylard van Hall von der Deutſchen 
Perſonalkreditbank, Berlin, ge 
ſtorben. 

Dr. Ferdinand Heberlein ſcheidet aus dem 
Vorſtand der Wetallbank und Me- 
tallurgiſchen Geſellſchaft A-6. 
Die Verſchmelzung der Rheiniihen Bank mit 
der Diskontogeſellſchaft wird ge— 
nehmigt. 

Die Beleihbarkeit der Pfandbriefe bei der 
Zentrallandſchaft für den preu= 
ßiſchen Staat wird erweitert. 

Bankier Ludwig Löwenberg anſtelle des 
ausſcheidenden Bankiers Paul Wohlauer 
Mitinhaber der Firma Katz & Wohlauer, 
Berlin. 

Die Firma S. Feuchtwanger, Karls⸗ 
ruhe, geht ein. 


1. 
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15. Juli Die Beteiligung der Diskontogeſellſchaft an 
der Deutſch-Südamerikaniſchen Bank geht 
auf die Dresdner Bank über. 

Bankier Adolph Oppenheimer in Firma 
Oppenheimer & Co., Wiesbaden, gez 
ſtorben. 

Direktor Haas von der Oſtbank für Handel 
und Gewerbe geht zur Darmſtädter 
Bank über. 

Die Aachener Filiale der Dresdner Bank 
eröffnet. 

Die Agencedela Deutſche Effekten⸗ 
und Wechſelbank in Brüſſel als 
belgiſche Aktiengeſellſchaft mit 0,5 Mill. Fr. 
Kapital errichtet. 

Dr. Walter Bercht in Firma Bercht & 
Sohn, Berlin, geſtorben (im Felde). 
Direktor Rudolf Peterſen von der Nord⸗ 
deutſchen Bank, Hamburg, geſtorben. 
Die Geſellſchaft Mendeljohbn-Bar- 
tholdy & Co. wird aufgelöſt. 

Im Konkurſe der Firma Emil Werth⸗ 
auers Nachfolger, Hannover, ergibt 
fih eine Quote von 12 J¾ 0%. 

Bankier Herman Zutrauen in Firma M. 
Strauß & Co., Berlin, geſtorben. 
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2. Aug. Der A. Schaaffhauſenſche Bank⸗ 
verein erwirbt die Aktien der Mittel⸗ 
rheiniſchen Bank zu 68%. 

Die Firma Emil Ebeling von der 
Mitteldeutſchen Creditbank kom⸗ 
manditiert; Direktor Mommſen wird Wit⸗ 
inhaber des Bankhauſes. 

Die Berliner Großbanken beſchrän⸗ 
ken mit Rückſicht auf weitere Einberufungen 
teilweiſe die Offenhaltung ihrer Wechſel— 
ſtuben auf die Zeit von 9—1 Uhr täglich. 
Geheimer Kommerzienrat Georg From⸗ 
berg, Berlin, geſtorben. 

Wegen Perſonalmangels wird die Filiale 
Krappitz der Darmſtädter Bank zeit⸗ 
weilig geſchloſſen. 

Die Sächſiſche Provinzialbank 
wird mit einem 10 jährigen Privileg zur 
Ausgabe von bis zu 4% verzinslichen Schuld⸗ 
verſchreibungen ausgeſtattet. 

Direktor Haaſe tritt in die Leitung der Dan⸗ 
ziger Niederlaſſung der Oſtbank für 
Handel und Gewerbe ein. 

Direktor Wichterich ſcheidet aus der Ber- 
waltung des A. Schaaffhauſenſchen 
Bankvereins, Köln. 

Die Diskontogeſellſchaft übernimmt 
die Niederlaſſungen der Mittelrheiniſchen 
Bank in Duisburg, Koblenz und Wetz; Leiter 
der Filiale Koblenz werden Dr. Richard 
Dietzſchold und Richard Drenkmann, Leiter 
der Filiale Metz Fr. W. Kramm, Rihard 
Peiſert, Martin Zchocke. 
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21. Aug. Die Reichsbank errichtet im früheren 
ruſſiſchen Staatsbankgebäude zu Warſchau 
eine Geſchäftsſtelle. 

Herr Ludwig Brand wird Subdirektor der 
Bayriſchen Handelsbank, Mün- 
chen. 

Stellv. Direktor Dr. Paul Böhm der Deut⸗ 
ſchen Grundkreditbank geſtorben. 
Die Oſtbank für Handel und Ge⸗ 
werbe errichtet eine Filiale in Lodz. 

Die Darlehnskaſſe für den Grund⸗ 
beſitz auf Rügen mit 08 Mill. K. 
errichtet. 

Kommerzienrat Hügel von der 
ſtädter Bank geſtorben. 

Der Hamburger Direktion der Deutſchen 
Paläſtinabank wird die Decharge verz 
weigert. 

Bankvorſteher Klüß⸗Eckernförde zur Reihs- 
bankſtelle Greifswald verſetzt. 

Landrat a. D. Dr. Gorki tritt ins Direk- 
torium der Preußiſchen Zentral ⸗ 
Genoſſenſchaftskaſſe ein. 

Bankier Rudolf George in Firma Gebrü- 
der George, Berlin, geſtorben. 

Dr. Fritz Wiener in Firma Wiener, 
Levy & Co., Berlin, wurde zum Hilfs⸗ 
referenten im preußiſchen Kriegsminiſterium, 
ernannt. 

Die Oſtbank für Handel und Ge- 
werbe errichtet eine Filiale in Warſchau. 


29. 
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Auskandsſpiegek. 


Der wirtſchaftliche Ausdehnungsdrang Frankreichs. 

Bei dem Leſen der franzöſiſchen Zeitungen, 
welcher Richtung fie auch immer angehören mögen, 
findet man, neben den üblichen Tiraden über den ſeit 
mehr als Jahresfriſt bevorſtehenden endgültigen Sieg, 
kein Wort ſo häufig und regelmäßig wiederkehren, als 
die zu einer Art Feldgeſchrei gewordene Phraſe: 
„L'expansion économique de la france.“ Was unter 
dieſem Schlagwort und unter ähnlichen Titeln, wie 
„Der andere Sieg“, in der franzöſiſchen Preſſe ver— 
zapft wird, zuſammenzufaſſen, iſt allein techniſch 
unmöglich. Man muß ſich darauf beſchränken, die 
weſentlichſten und bemerkenswerteſten Veröffentlichun⸗ 
gen dieſer Art zu würdigen. So leſen wir im „Temps“ 
vom 11. Auguſt: 

Man beſchäftigt ſich ſtark mit der Zukunft der 
wirtſchaftlichen Expanſion. Auf allen Märkten 
der ganzen Welt hat Deutſchland ge⸗ 
herrſcht, dank ſeiner unermüdlichen methodiſchen 
Organiſation, die von allen Deutſchen, vom Kaifer 
herab bis zum letzten Handlungsreiſenden, vervoll⸗ 
kommnet wurde. Wie iſt die Wiederaufrichtung dieſer 
Herrſchaft zu verhindern? Wie ſind die wirtſchaft⸗ 


lichen Stellungen, die unſere Feinde vor dem Kriege 
einnahmen, zu erobern? Man kann die Aufmerk- 
ſamkeit der öffentlichen Meinung nicht genügend auf 
die Initiative hinweiſen, die nötig ſind, um das 
Problem aus der Domäne der Spekulation in die⸗ 
jenige der Wirklichkeiten zu überführen. Auf einer 
Reife, die vier Monate gedauert, und die ihn nach 
New Vork, Philadelphia, Baltimore, Savanah und 
San Francisco geführt hat, hat Herr Damour, der 
mit einer amtlichen Miſſion nach den Ver⸗ 
einigte! Staaten entſandt worden war, eine En- 
quête über die beſonderen Methoden des deutſchen und 
des franzöſiſchen Handels veranſtaltet. Nachfolgend in 
ihren großen Linien die Ergebniſſe der Unterſuchung 
des genannten Deputierten: 

„Auf meiner Reife habe ich mich nicht damit 
begnügt, Feſtſtellungen zu machen. Von ausſchließlich 
praktiſchen Geſichtspunkten geleitet, habe ich es mir 
beſonders angelegen fein laſſen, Muſter deut- 
ſcher Waren zu ſammeln, deren Koſtenpreis 
zu erforſchen, mich über den Geſchmack der Kundſchaft 
zu unterrichten, wie auch über die deutſchen Verkaufs⸗ 
methoden.“ 
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In der Tat hat Damour mit den mitgebrachten 
deutſchen Artikeln eine kleine Ausſtellung veranſtaltet, 
die hochintereſſant ift. Da find Spiel ſachen, von 
denen einige kleine Wunder der Mechanik find: fo eine 
kleine Dampfmaſchine und ein Automobil, die von 
den deutſchen Fabrikanten an die amerikaniſchen 
Kunden zum Preiſe von nur 19 bis 21 Franken das 
Dutzend verkauft werden. Da ſind Uhren, Korbwaren 
(die aus einem aus China eingeführten Nohſtoffe ge- 
flochten ſind und die billiger verkauft werden als 
unſere Erzeugniſſe der Oiſe, deren Induſtrie durch 
dieſe Konkurrenz getötet worden iſt), Paſſementerie⸗ 
waren, Strümpfe, Socken und noch viele andere 
Artikel. 

„Alle dieſe Gegenſtände,“ ſo erklärte Herr 
Damour, „müſſen wir ſelbſt herſtellen können. Jeden⸗ 
falls hindert uns nichts daran, es zu verſuchen, denn 
alles läuft nur auf die Frage intenſiver Produktion 
hinaus. Die Nordamerikaner find uns ſehr wohl— 
geſinnt. Sie verbergen dieje Geſinnungen auch nicht: 
Wir kennen, ſo erklären ſie, Frankreich nur aus der 
wenig ſchmeichelhaften Schilderung, die die furchtbare 
Preßorganiſation, über die Deutſchland in der ganzen 
Welt verfügt (9), uns davon gemacht hat. Der Krieg 
hat uns bewieſen (2), das Ihr nicht, wie behauptet 
wurde, das dekadente und geſchwächte Volk ſeid, das 
Land, das jeder Initiative unfähig iſt. Eine Nation, 
die imſtande iſt, im Laufe weniger Monate ihre indu⸗ 
ſtrielle Organiſation jo auszubauen, daß ihre beſchei⸗ 
denſten Werkſtätten für die Bedürfniſſe der nationalen 
Verteidigung eingerichtet wurden — eine ſolche Nation 
ift nach dem Siege (1) aller Initiativen fähig (N). Das 
ift die Meinung, die man jenſeits des Ozeans von 
uns hat. Wir müſſen in möglichſt großem Umfange 
daraus Nutzen ziehen. 

Kein Augenblick iſt zu verlieren, verſichert der 
Deputierte. Wohl kann die Niederlage (1!) Deutſchland 
politiſch verringern. Sie iſt aber nicht imſtande, die 
Generationen von Induſtriellen, Jne 
genieuren und Bankiers zu vernichten, die 
ſtets geneigt ſind, den geſchickten und erfahrenen 
Händlern beizuſtehen, denen wir uns gegenüber be- 
finden. Ich appelliere an die franzöſiſchen Indu⸗ 
ſtriellen, Kaufleute, Bankiers und Schiffahrtsgeſell⸗ 
ſchaften, deren enge Zuſammenarbeit für die Entwick⸗ 
lung unſeres Außenhandels unentbehrlich iſt. 

Zunächſt will ich eine Nundreiſe bei den Indu- 
ſtriellen ſelbſt unternehmen. Ich werde mich hinter⸗ 
einander nach Limoges wegen Porzellan, nach Nogent⸗ 
en⸗Baſſigny wegen Stahlwaren, nach Beſangon wegen 
Uhren begeben. Ich werde die Lage des amerikaniſchen 
Marktes auseinanderſetzen und die deutſchen 
Mufter zeigen, die wir erreichen und 
vielleicht ſogar übertreffen müſſen. 
Nach Beendigung dieſer Propagandareiſe will ich nach 
Amerika zurückreiſen, in Geſellſchaft derjenigen In⸗ 
duſtriellen und Bankiers, die bereit ſind, dem prak⸗ 
tiſchen Werke, das wir mit Eifer verfolgen müſſen, 
ihre Mitwirkung zu geben. Auf dieſe Weiſe werden 
der Induſtrielle und der Händler für die Ent- 
wicklung ihrer Geſchäfte die glücklichſten Beziehun⸗ 


448 


gen mit den amerikaniſchen Käufern anknüpfen. Der 
Bankier wird mit den Finanzinſtituten in Berührung 
kommen. Und da er Gelegenheit haben wird, ſich von 
der Bedeutung des Marktes und den Geſchäftsmöglich⸗ 
keiten ſelbſt Nechenſchaft zu geben, jo wird er ſpäter 
nicht mehr zögern, die Bemühungen unſerer Erpor⸗ 
teure zu unterſtützen. Der Schiffsreeder wird auf 
Grund der geſammelten Auskünfte in der genannten 
Weiſe die Bedingungen kennen lernen, unter welchen 
unſere Waren zu befördern ſind. 

Schließlich werden wir an Ort und Stelle die 
geeignetſten Mittel ausfindig machen, um den Abſatz 
unſerer Erzeugniſſe zu ſichern: Wir werden Agen⸗ 
turen errichten. Wir werden die Möglich— 
keit der Gründung neuer Banken und 
Filialen ſtudieren uſw.“ 

So malt ſich in den fähigſten franzöſiſchen Köpfen 
die Zukunft des franzöſiſchen Außenhandels. Von der 
Qualität der Artikel, die mit den deutſchen kon⸗ 
kurrieren wollen, iſt kaum die Rede. Man will 
fih bemühen, es den deutſchen Erzeug- 
niſſen gleichzutun, vielleicht, ſie zu 
übertreffen. Von Preiſen, Krediten 
und ſonſtigen für den Export fo unge⸗ 
heuer wichtigen Faktoren iſt überhaupt 
nicht die Rede. Dagegen rechnen die Franzoſen 
auf die wohlwollende Geſinnung der Amerikaner! 
Vankees und Wohlwollen! Ganz abgeſehen, daß in 
geſchäftlichen Dingen das Wohlwollen ohnehin nur 
nebenſächlich iſt. Wir Deutſche können über die mit 
ſo geſchwollenen Phraſen, aber mit ſo untauglichen 
Mitteln inſzenierten Verſuche, uns vom amerikani⸗ 
ſchen Markte zu verdrängen, mit einem philoſophiſchen 
Lächeln zur Tagesordnung übergehen 


Die Handelsbeziehungen zwiſchen England 

und Rußland. 

Die engliſche Handelswelt beſchäftigt ſich eifrig 
mit der Frage, wie die geſchäftlichen Beziehungen mit 
Rußland, die durchdie deutſche Konkurrenz 
arg in den Hintergrund gedrängt worden 
waren, nach dem Kriege wieder ihre frühere Bedeutung 
gewinnen können. Faßt man das über dieſes aktuelle 
Thema in den Blättern Geſchriebene zuſammen, ſo 
ergibt ſich etwa folgendes Bild: 

Die Handelsbeziehungen zwiſchen England und 
Nußland ſind ſehr alt. Sie ſind älter als die durch 
Peter den Großen erfolgte Oeffnung eines Fenſters 
an der Oſtſee, das er St. Petersburg nannte. Dieſe 
Beziehungen find febr beträchtlich geweſen. Wäh- 
rend der erſten 75 Jahre des 19. Jabr- 
hunderts haben die Engländer eine 
vorherrſchende Stellung eingenommen foz 
wohl im Bankweſen, als im Ausfuhrhandel (Getreide, 
Holz), wie auch im Import von Kohle, Eiſen, Ma⸗ 
ſchinen uſw. Der ſchönſte Laden in St. Petersburg 
war der eugliſche Laden an der Ecke des Newski und 
der Norskaja. Die Leinen- und die Baumwollinduſtrie 
im Norden und im Zentrum verdanken einen großen 
Teil ihres Aufſchwungs engliſchen Kapitalien und 
engliſchen Ingenieuren. Im Süden erbaute Hughes 
Hochöfen und Konſtruktionswerkſtätten, die noch heute 
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vorhanden find und einem Zweige der Familie Bal- 
four gehören. 

Seit etwa vierzig Jahren ſind die 
Engländer von den Deutſchen an die 
zweite Stelle gedrängt worden. Seit 
etwa zehn Jahren bemühen ſie ſich, das verlorene 
Gebiet wiederzugewinnen. Die Schaffung einer ruſſi⸗ 
ſchen Abteilung in der Londoner Handelskammer, die 
Gründung einer ruſſiſch⸗britiſchen Handelskammer in 
Petersburg, die Eröffnung neuer Niederlagen ruſſiſcher 
Banken in London — ja ſogar die Herausgabe von. 
Rußland gewidmeten Beilagen der „Times“ — —, alle 
dieſe Tatſachen beweiſen den Wunſch der Engländer, 
die geſchäftlichen Beziehungen mit Nußland zu ver⸗ 
mehren. Heute, wo Deutſchland ausgeſchaltet iſt, ver⸗ 
doppeln die Engländer ihre Anſtrengungen, was um 
ſo verſtändlicher wird, als ſie ja ſchon vor dem Kriege 
die ruſſiſche Ausfuhr nach England von jeder Zoll- 
verpflichtung befreit hatten. 

Die letzte Beilage der „Times“, die wiederum Nuß⸗ 
land gewidmet iſt, enthält einige Angaben über die 
Pläne der Engländer in Rußland. Danach ſchei⸗ 
nen einige engliſche Banken mit der Ab⸗ 
ſicht umzugehen, in Petersburg, Nog- 
kau, Odeſſa und anderen großen Handelsſtädten 
Filialen zu errichten. Man hat, dieſen 
Plänen gegenüber, darauf hingewieſen, daß bisher 
keine deutſche Bank durch eigene Nie⸗ 
derlaſſungen in Rußland vertreten war, daß fih 
die deutſchen Inſtitute vielmehr darauf beſchränkt 
haben, von Zeit zu Zeit mehr oder minder 
große Pakete an Aktien ruſſiſcher Ban⸗ 
ken, an deren Gründung die Deutſchen beteiligt 
waren, zu erwerben. Auch die ruſſiſchen Banken 
hatten, mit einer Ausnahme, in Deutſchland keine 
Filialen. Für die Engländer kommt ferner in Betracht, 
daß die franzöſiſchen Intereſſen in Nußland ſehr be⸗ 
deutend ſind, und daß auch die Belgier an der Ent⸗ 
wicklung der ruſſiſchen Induſtrie einen nicht unerheb⸗ 
lichen Anteil haben. 

Die ruſſiſche Abteilung der Londoner Handels- 
kammer zählt ſämtliche bedeutenden ruſſiſchen und 
engliſchen Häuſer, ſoweit ſie an dem Handel beider 
Länder intereſſiert ſind, zu ihren Mitgliedern. Sie 
verfügt über alle Hilfsmittel der Handelskammer, 
über ihren Auskunftsdienſt, ihre Bibliothek, ihre Ar- 
chive. Seit Beginn des Krieges ſoll die Tätigkeit 
dieſer Abteilung bedeutend zugenommen haben. Und 
ein Ausſchuß hat ſich gebildet, der ſich die Aufgabe 
ſtellt, die Handels beziehungen Rußlands 
mit den übrigen Staaten nach dem 
Kriege zu regeln. 

In London, Regent Street, iſt eine neue ruſſiſche 
Handelskammer entſtanden. Deren Aufgabe iſt fol- 
gende: 

1. die kommerziellen, induſtriellen, finanziellen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen England und Rußland zu er- 
leichtern und zu entwickeln; 
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2. die Intereſſen derjenigen Ruſſen, die an Eng⸗ 
lands Handel, Induſtrie und Austauſchverkehr 
beteiligt ſind, wahrzunehmen und zu entwickeln; 


. Auskünfte, ſtatiſtiſche Zuſammenſtellungen uſw., 
ſoweit ſie Handel, Schiffahrt und Induſtrie be⸗ 
treffen, zu ſammeln, zu veröffentlichen und zu 
verbreiten; 


. Geſetzliche Maßnahmen, inſofern fie die obenge⸗ 
nannten Intereſſen berühren, zu erleichtern, zu 
unterſtützen oder zu bekämpfen; 


In Streitigkeiten, die aus Handelsgeſchäften 
zwiſchen beiden Ländern entſtehen könnten, das 
Schiedsrichteramt zu übernehmen. 


Zu dieſem Behufe beabſichtigt die ruſſiſche Han⸗ 
delskammer, ruſſiſche und engliſche Kaufleute gemein⸗ 
ſchaftlich zu Vorträgen einzuladen, um perſönliche Be⸗ 
kanntſchaften der Intereſſenten zu ermöglichen, um die 
in England oder Rußland abſatzfähigen Artikel nam⸗ 
haft zu machen, um über die Transportmittel, Tarife, 
Zölle Auskunft zu erteilen, und um ſchließlich bei 
den Behörden zwecks Ebnung von Schwierigkeiten zu 
intervenieren. 

Wie die „Times“ in ihrer Beilage berichtet, wird 
der bedeutende ſibiriſche Markt faſt aus⸗ 
ſchließlich von Deutſchland verſorgt. 
Wenn die Verbündeten ſich Mühe gäben, ſo könnten 
ſie ihn erobern. Bis zum Ausbruch des Krieges haben 
die Deutſchen Sibirien aufgeſchloſſen. Alle Bureau⸗ 
artikel find deutſchen Urſprungs. Das den Schneidern 
verkaufte angeblich „engliſche“ Tuch wurde von deut⸗ 
ſchen Handlungsreiſenden abgeſetzt. () Die ſibiriſchen 
Kaufleute wünſchen, daß Handlungsreiſende ſie be⸗ 
ſuchen und ihnen Vorſchläge machen. Der Bericht⸗ 
erſtatter der „Times“ will bei ſeiner Rückkehr nach 
England verſucht haben, Geſchäfte anzubahnen. Man 
hat ihm in bezug auf die Zahlungsart Einwendungen 
gemacht. Man ſchlug ihm vor, Kaſ ſe gegen Fak⸗ 
tura zu verkaufen, während der ſibiriſche Kaufmann 
Zahlung gegen Lieferung der Ware 
vorſchlägt. Der deutſche Handlungsreiſende pflegte 
ſechs, ſogar neun Monate Ziel zu geben. 

Dazu wird ſich der auf feinem Bureauſeſſel 
ſtolz thronende Mann der City niemals entſchließen. 
Schon, daß engliſche Handlungsreiſende Ruſſiſch ler- 
nen, iſt mehr als fragwürdig. Und dabei war von 
Güte der Artikel und von Preiſen noch gar nicht die 
Rede. Es handelt ſich doch darum, die deutſche Kon⸗ 
kurrenz aus dem Felde zu ſchlagen. Die Beſtrebungen, 
uns vom ruſſiſchen Markte zu verdrängen, verdienen 
jedenfalls vollſte Beachtung, und es wäre töricht, ſie 
if die leichte Achſel zu nehmen. Aber man muß 
ſchon mit anderen Mitteln operieren, um gegen uns 
auf die Dauer Erfolg zu haben. Ganz abgeſehen da⸗ 
von, daß uns der Friedensſchluß mit Rußland wohl 
auch einen uns günſtigen Handels vertrag 
beſcheert. 


Die ruſſiſchen Aktiengeſellſchaften weiſen ſchon 
in Friedenszeiten nicht annähernd die Klarheit in 
ihrer Geſchäftsführung auf wie die deutſchen Firmen. 
Um ſo unaufgeklärter über den Gang und die Lage 
ihrer Unternehmen halten ſie jetzt in Kriegszeiten ihre 
Aktionäre. Im Tag (12. Okt.) wird über die 
Erſchütterung des ruſſiſchen Aktienmarktes 
berichtet. Die Entwertung der ruſſiſchen Dividenden- 
papiere hat einen ſolchen Grad erreicht, daß allein 
an der Petersburger Börſe 1800 Millionen Rubel 
Aktien handelsinduſtrieller Unternehmen kotiert wur- 
den, von denen ſich ein großer Teil im Werte von 
1200 Millionen Rubel an ausländiſchen Börſen be⸗ 
findet. Von dieſen Papieren ſind diejenigen, die 
bis zum Kriege an den belgiſchen Börſen gehandelt 
wurden, ja jetzt ſo gut wie wertlos geworden. Wenn 
auch bald nach Kriegsausbruch an der Pariſer 
Börſe ein ſelbſtändiger Markt für ruſſiſch⸗belgiſche 
Dividendenwerte gebildet worden iſt, ſo wurden hier 
doch nur Aktien und Obligationen von den dreißig 
beiten ruſſiſch⸗belgiſchen Unternehmen kotiert, die 
wiederum auch nur geringen Umſatz hatten. Ueber 
die Kursbewegung der auch vor dem Krieg aug- 
ſchließlich an der Pariſer Börſe gehandelten Di⸗ 
videndenpapiere, ift ebenſowenig zu hören, wie über 
die an der Londoner oder an holländiſchen Börſen. 
Selbſt die ruſſiſchen Börſen vermögen den Umſatz 
ihrer Dividendenpapiere ſehr wenig zu fördern. Zum 
Umſatz gelangen ohnehin nur Aktien ſolcher Unter⸗ 
nehmen, die wie Maſchinen und Sertilfabrifen für 
den Kriegsbedarf arbeiteten, ferner einige Bant- 
aktien und die Aktien von zwei Goldunternehmen 
und Tabakfabriken. Bemerkt zu werden verdient, 
daß zu Anfang des Krieges einige gute Dividenden- 
werte, wie die der Geſellſchaft der Sosnowizer 
Röhrenwerfe, der Geſellſchaft Eiſenverarbeitungs⸗ 
fabriken Huta Bankawa die Aktien einiger Koplen- 


geſellſchaften im Dombrowabezirkgebiet, ruſſiſch⸗ 
franzöſiſcher Webſtoffwebunternehmen, ſowie der 
Aktien der Lodzer Kommerzbanken u. a. m. aus 


dem Verkehr gezogen wurden, weil ſich der Sitz 
der Unternehmen in von deutſchen Truppen okku⸗ 
pierten Gegenden befand. — In der Kölniſchen 
Volkszeitung (17. Okt.) bringt Dr. Hörriffen 
einen neuen Vorſchlag zur 

Bekämpfung von Mißſtänden im Lombardweſen. 
Da wohl alle Gewerbe von den Wißſtänden be- 
nachteiligt werden, ſo ſollte gruppenweiſe oder einzeln 
in jedem Gewerbe eine Genoſſenſchaft oder eine 
Geſellſchaft m. b. H. zwecks Schaffung einwand⸗ 
freier Lombardmöglichkeiten gegründet werden, der 
zugleich die Aufgabe anheim fiele, die Verwertung 
von Konkursmaſſen vorzunehmen. Die Gründung 
könnte von den beſtehenden Wirtſchaftsverbänden 
ausgehen, die Geſellſchaft ſelbſt der gemeinſamen 
Aufſicht der Fachvereinigungen unterſtellt werden. 
Die Aufgabe der Geſellſchaft wäre dann, für die 
Warenbeleihung und zu jederzeitigem Erwerb in 


Frage ſtehender Warenmaſſen die nötige Kreditunter⸗ 
lage zu ſein, ſowie die Durchführung der geſamten 
Beleihungs⸗ und Kaufvermittlungsgeſchäfte in die 
Hand zu nehmen. Die Beleihung der Waren foll 
unter möglichſt entgegenkommenden Bedingungen 
erfolgen. Der Verkauf ſoll entweder mit einem 
einheitlichen Aufſchlag auf den Einkaufspreis oder 
aber zu Preiſen geſchehen, welche gegenüber dem 
anſäſſigen Handel und Gewerbe einen ungebührlichen 
Wettbewerb ausſchließen. Verfaſſer hält die Zeich⸗ 
nung eines Kapitals von 500 000 bis zu einer 
Million Mark bei Anteilshöhe von hundert bis 
tauſend Mark in den meiſten Gewerben für ge- 
nügend möglich, um den kreditgebenden Banken 
gegenüber eine Sicherheit zu bieten. Um bei den 
mit Kriegsende zu erwartenden zahlreichen Zahlungs⸗ 
unfähigkeiten gleich durchgreifend nützen zu können, 
wäre die ſofortige Gründung ſolcher Geſellſchaften 
von größter Wichtigkeit. — Die kürzlich erfolgte 
völkerrechtswidrige Ausſchiffung feindlicher Truppen 
in Saloniki lenkt das Intereſſe auch auf den Handel 
dieſer griechiſchen Hafenſtadt. Nach einer Auf- 
ſtellung der Täglichen Rundſchau (15. Okt.) 
hat der 
Handel Salonikis 


noch nicht wieder den Aufſchwung erreicht, der dieſem 
politiſch bedeutenden und wirtſchaftlich günſtig ge- 
legenen Hafenplatz angemeſſen wäre. Die Handels- 
beziehungen zu Deutſchland ſind von jeher wohl 
ſehr rege, reichten aber an die Frankreichs, das wie 
überall in Griechenland fo auch auf dem Handels- 
gebiete dominiert, nicht heran. Die deutſche Ein- 
fuhr (Kupfer-, Meſſing⸗ und Eiſenwaren, Uhren, 
Leinen, Porzellan) betrug an Wert zwei Willionen, 
die Ausfuhr fünf Millionen Piaſter. Neben Frant- 
reich und Deutſchland ift hauptſächlich Rußland am 
Handel beteiligt. Salonikis Exportartikel ſind 
namentlich Manufakturwaren, die ſich durch ihre 
Eigenart auszeichnen, Baumwolle, Seide und Korn. 
Obwohl Stapelplatz Mazedoniens, ging Salonikis 
Handel in den letzten Jahrzehnten mehr und mehr 
zurück. Die Einfuhr ſtieg, die Ausfuhr wurde ver⸗ 
mindert. 1911 hatte die Einfuhr den Wert von 
etwa 121 Millionen Franken, die Ausfuhr betrug 
nur 39 Millionen. Wenn man auch berückſichtigt, 
daß der ſehr hoch zu bewertende Tabakhandel Ka- 
wallas von Saloniki abhängt, fo ift dieſes Miß⸗ 
verhältnis zwiſchen Ein⸗ und Ausfuhr doch immer⸗ 
hin ſehr in die Augen fallend. Es ſteht jedoch zu 
hoffen, daß Handels- und Wirtſchaftskreiſe mit 
Unterſtützung der Regierung den Handelsverkehr 
Salonikis den Möglichkeiten entſprechend ſteigern 
werden. Die Aufwärtsbewegung der griechiſchen 
Schiffahrt von 13742 Tons im Jahre 1911 auf 
94 937 Tons im Jahre 1912 läßt in dieſer Be⸗ 
ziehung günſtiges erwarten, — Im Berliner 
Börſen⸗Courier (17. Okt.) ift ein Ueberblick 
darüber enthalten, was 


die Reichsitenern im Kriege 


einbringen. Die auf amtlicher Unterlage beruhende 
Schätzung von 1 700 000 000 Mark für das Jahr 
1915 weiſt gegenüber dem Vorjahre — trotz des 
Krieges — eine Erhöhung von 20 Millionen Mark 
auf. Darunter iſt der Zollertrag mit 400 Millionen 
voranzuſtellen. Branntweinſteuer, Zuckerſteuer und 
Bierſteuer ſind mit 194, 163 und 128 Millionen be⸗ 
wechnet, während Leuchtmittel- und Schaumwein⸗ 
ſteuer 15 und 10 Willionen einbringen. Zwiſchen 
Zigarettenſteuer mit 39 Millionen und Tabakſteuer 
mit 10 Millionen beſteht eine erhebliche Differenz. 
Die gegen das Vorjahr weſentlich erhöhte Stempel⸗ 
abgabe auf Geſellſchaftsverträge mit 55 Millionen, 
die Erbſchaftsſteuer mit 50 Millionen und der 
Staatslotterieſtempel mit 41 Willionen weichen nicht 
erheblich voneinander ab. Die Tantiemenverſteue⸗ 
rung bringt 5 Millionen, der Scheckſtempel drei 
Millionen und die Zuwachsſteuer nur 100 000 Mark 
ein. — Im Berliner Tageblatt (12. Okt.) 
weiſt Geheimrat Arndt auf die Gefährlich⸗ 
keit der 


Beteiligung an ſeindlichen Kriegsanleihen 


hin. Der Verfaſſer ſtellt voran, daß die unbe⸗ 
kümmerte Art, mit der ſich Deutſche im Kriege 
1870 durch Zeichnung an der franzöſiſchen Kriegs⸗ 
anleihe beteiligt haben, heute wohl kaum por- 
gekommen ſein dürfte. Nach unſerer Geſetz⸗ 
gebung iſt derjenige, der während eines gegen das 
deutſche Reich ausgebrochenen Krieges einer feind⸗ 
lichen Macht — und als ſolche gilt nicht nur die 
Kriegsmacht, ſondern auch die finanzielle Macht — 
vorſätzlich Vorſchub leiſtet, wegen Landesverrats nach 
8 89 Reichsſtrafgeſetzbuchs zu beſtrafen. Der Vor- 
ſatz braucht nicht nur auf die Unterſtützung der 
feindlichen Macht hinzuzielen, ſondern es genügt zur 
Schuld auch die vorherrſchende Abſicht, ſich durch 
Zeichnung bei feindlichen Kriegsanleihen einen per⸗ 
ſönlichen Gewinn verſchaffen zu wollen. Somit wäre 
auch die Zeichnung bei der feindlichen Anleihe ſeitens 
der Deutſchen in Amerika, die ihre Reichsangehörig⸗ 
keit legal noch nicht aufgegeben haben, als Landes⸗ 
verrat aufzufaſſen. Selbſt im Falle eines Sujet 
mixte in einem Falle alfo, in dem eine Perſon 
doppelte Staatsangehörigkeit beſitzt, z. B. die deutſche 
noch nicht aufgegeben, die amerikaniſche aber hin⸗ 
zuerworben hat, liegt nach § 12 Veichsſtrafge⸗ 
ſetzbuchs eine ſchuldhafte Handlung vor. Die Verſchul⸗ 
dungsmöglichkeiten werden noch durch eine Beſtim⸗ 
mung des Wilitärgeſetzbuches in erheblichem Maße 
erweitert. Nach 8 160 ift nicht nur jeder Deutſche, 
ſondern auch jeder Ausländer, der ſich innerhalb 
der Kriegsſchauplatzzone an einer feindlichen Anleihe 


451 


beteiligt, des Landesverrats ſchuldig geworden. Für 


den Schuldigen haben die Beſtimmungen über 
Landesverrat natürlich nur den praktiſchen Sinn, 
wenn er beabſichtigt, ſpäterhin in das Inland, fei 
es dauernd, ſei es vorübergehend, zurückzukehren. 
Um einer Strafverfolgung zu entgehen, müßte er 


die zehnjährige Verjährungsfriſt abwarten. Denn 
die nach der ſtrafbaren Handlung erfolgte Aufgabe 
der deutſchen Staatsangehörigkeit könnte ihn vor 


Strafverfolgung nicht ſchützen. Eine Be⸗ 
ziehung auf die ſogenannten Bancroftverträge 
aus dem Fahre 1868 kann, da dieſe Verträge 


nur bezüglich der Verletzung der Wehrpflicht Im⸗ 
munität gewährleiſten, keinesfalls durchdringen — 
Wie alle Balkanſtaaten ſo iſt auch Serbien haupt⸗ 
ſächlich als Agrarland anzuſehen. In einer zahlen⸗ 
mäßigen Ueberſicht der Frankfurter Zeitung 
(17. Okt.) über 


die wirtſchaftlichen Verhältniſſe Serbiens 


kommt dieſe Tatſache ganz beſonders zum Aus⸗ 
druck. Die Haupterwerbsquelle der 4, Millionen 
ſtarken Bevölkerung iſt die Landwirtſchaft, deren Aus⸗ 
beute jedoch nicht über ein Drittel beträgt und bei ge⸗ 
höriger Wirtſchaftsweiſe größere Erträge einbringen 
könnte. Auch der überreiche Waldbeſtand Serbiens 
hat die Forſtwirtſchaft noch nicht zu intenſiverer 
Arbeit anzuſpornen vermocht. Die Fruchternte iſt 
ſehr mäßig. Vielverſprechend ijt der Seidenbau; 
die Kokonausfuhr hat bereits einen Wert von 1 Mil⸗ 
lion Mark. Die Viehzucht könnte gehoben werden; 
namentlich für die in den letzten Jahren zurückge⸗ 
gangene Schweinezucht wären günſtige Bedingungen 
zum Aufſchwung vorhanden. Die Induſtrie be⸗ 
findet ſich auf niederer Stufe. Vorherrſchend iſt 
die Hausinduſtrie, daneben haben Bedeutung Braue⸗ 
reien, Brennereien und die monopoliſierten Tabaks⸗ 
fabriken. Die Mineralienausbeute iſt wie in Bulgarien 
trotz großen Reichtums ſehr gering. Der Handel 
iſt aufſteigend, der Export überſteigt den Import. 
87 Prozent des geſamten Exports find Agrarer- 
zeugniſſe. Deutſchland ſteht im Export und Im⸗ 
port (42 Prozent) an erſter Stelle. Das Ver— 
kehrsweſen liegt noch ſehr darnieder; als einzige für 
den Auslandsverkehr in Betracht kommende Bahn 
gilt die Orientlinie Wien — Belgrad Sofia; das 
übrige, ſehr wenig verzweigte Bahnnetz hat nur 
ſekundäre Bedeutung. — Unter welchen Bedingungen 


die Lebensverſicherung im Kriege 


von den deutſchen Geſellſchaften übernommen worden 
ijt, wird in der Frankfurter Zeitung (14. 
Oktober) in kurzer Ueberſicht beſprochen. Schon in 
Friedenszeiten hatten die Geſellſchaften in ihren 
Policen ihre Bedingungen aufgeſtellt, unter denen 
ſie das Kriegsriſiko überneh nen wollten. Wäh⸗ 
rend einige Geſellſchaften ſchon bei Abſchluß der 
Verſicherung die Kriegsgefahr mit in den Kreis 
ihrer Berechnung zogen und die Bewilligung einer 
Sonderprämie verlangten, haben die meiſten An⸗ 
ſtalten ihren Verſicherten die Zuſicherung gegeben, 
bei Kriegsausbruch die Deckung der Gefahr der Kriegs⸗ 
teilnahme unter vorher feſtgeſetzten Bedingungen ver⸗ 
langen zu können. Ueber den Umfang der Ber- 
ſicherungsſumme ſind ſeitens der Geſellſchaften die 
verſchiedenſten Abmachungen geſchloſſen worden. Hier 
Beſchränkung der Geltungspflicht auf eine beſtimmte 
Höhe, dort die Forderung der Teilnahme am Riſiko 
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. i durch Verpflichtung von Sonderbeiträgen, im Falle 
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die vorhandenen Mittel nicht ausreichen ſollten. 
Der Eintritt des Verſicherungsfalles hängt bei allen 
Geſellſchaften von der Kriegsteilnahme im weiteſten 
Sinne ab. Je nach dem Gefährdungsgrad der Kriegs⸗ 
teilnehmer iſt natürlich die Prämienhöhe feſtge⸗ 
ſetzt. Wer im Operationsgebiet verwendet wird, iſt 
gefährdet und hat höhere Prämien zu zahlen, als 
der im Garniſondienſt Stehende. Die Möglichkeit 
einer Vereinheitlichung aller Punkte iſt vorhanden. 
und könnte nach Beendigung des Krieges vorge⸗ 
mommen werden, — Während die Beträge der Hy- 
pothefeneintragungen: und Löſchungen bisher nur 
nach ländlichen und ſtädtiſchen Bezirken getrennt 
feſtgeſtellt werden, erfolgt jetzt auch eine Feſtſtellung 
der 
Hypothekenbewegung in Preußen nach Berufs- 
gruppen der Hypothekenſchuldner. 

Nach einer Aufitellung im Berliner Börſen⸗ 
Courier (19. Okt.) laſſen fi; drei Hauptberufs⸗ 
gruppen unterſcheiden: Land- und Forſtwirtſchaft, 
Handel und Gewerbe und ſonſtige Berufe. Die 
zahlenmäßige Ueberſicht gibt zu erkennen, daß die 
Hypothekenbewegung im Stadtgebiete durch die Ein- 
tragungen und Löſchungen der Gruppe Land- und 
Forſtwirtſchaft kaum beeinflußt wird; denn bei einer 
Geſamtziffer von 2 149,51 Willionen Hypothekenein⸗ 
tragungen entfallen nur 80,34 Millionen auf die 
Land- und Forſtwirtſchaftsgruppe. Umgekehrt Der- 
hält es jib beim ländlichen Sypothekenverkehr. 
Hier weiſt bei einer Geſamtziffer von 1620,42 Wil⸗ 
lionen die Gruppe Handel und Gewerbe rund 400,00 
Millionen Eintragungen auf. Die prozentuelle Be- 
rechnung der Ueberſchüſſe der Eintragungen über 
die Löſchungen läßt die Unterſchiede noch deutlicher 
hervortreten. In ſtädtiſchen Bezirken kommen auf 
die Anteile der Land- und Forſtwirtſchaft nur 4,3 
Prozent, auf die dortige Hauptgruppe Handel und 
Gewerbe jedoch 82 Prozent. In ländlichen Bezirken 
betrug der Anteil der Hauptgruppe Land- und Forſt⸗ 
wirtſchaft 67,7, der des Handel- und Gewerbes 


aber 23,9 Prozent. Die Berufsgruppe Handel und 
Gewerbe iſt, in ſtädtiſchen und ländlichen Bezirken 


gufammengefakt, mit 51,9 Prozent die Mehrheit der 
geſamten hypothekariſchen Mehrverſchuldung des 
letzten ſtatiſtiſchen Jahres. — Die neue Ausgabe 


von 
Lloyds Negiſter 


für das Jahr 1915/16 ſpiegelt die Wirkungen des 
Weltkrieges wider. Nach der Voſſiſchen Zei⸗ 
tung (14. Okt.) hat durch die unvollſtändige Re- 
giſtrierung der deutſchen, öſterreichiſchen und tür— 
kiſchen Schiffahrt das Werk von ſeiner früheren 
Bedeutung viel eingebüßt. Einige Geſellſchaften, 
wie der Germaniſche Lloyd, ſind überhaupt nicht 
angeführt, obwohl gerade dieſes Inſtitut ſeiner ganzen 
Entwicklung nach beſonderen Anſpruch auf Be- 
achtung hätte. Die ganz allgemeinen Angaben über 
die deutſche Schiffahrt, wie die Verzeichniſſe der 
Docks und der Reeder, der Größen- und Geſchwin⸗ 
digkeitsverhältniſſe der Schiffe uſw., find in der 
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Hauptſache auch weiterhin vermerkt worden. 
Die Regiſtrierung der engliſchen Handelsflotte ift be- 
ſonders intereſſant. Trotz des Krieges ſollen die 
Abgänge im Jahre 1914 infolge der günſtigen erſten 
Monate des Jahres im Geſamten ſo gering geweſen 
ſein, daß der Verluſt den Durchſchnitt nur um 100 000 
Tonnen überragt. Die auf die Tätigkeit der deutſchen 
Kreuzer zurückgeführten Schiffsverluſte belaufen ſich 
im September auf 37084, Oktober 82 452, November 
93 639 und Dezember 57 330 Tonnen. Die Totalver⸗ 
luſte (die beſonders auf Konto des U-Bootkrieges 
zu ſetzen find) betragen 371 701 Tonnen. Die Geſamt⸗ 
verluſte der engliſchen Handelsflotte dürften bei der 
Fortſetzung der Statiſtik für die ſpäteren Monate im 
Hinblick auf die regere U-Bootstätigkeit noch größere 
Zahlen aufweiſen. — Die Fortſetzung des Börſen⸗ 
abbaues ijt durch weitere Beſchlüſſe geregelt worden, 
die, wie die Voſſiſche Zeitung (15. Oktober) 
ſchreibt, allen beteiligten und intereſſierten Kreiſen 
gerecht erſcheinen wird. Der 
weitere Abbau der Altimoverpflichtungen 

ſoll in der Weiſe vor ſich gehen, daß die Fälligkeit 
aller auf Ultimo Oktober 1915 laufenden Geſchäfte auf 
Ultimo November 1915 und der Zinsfuß für dieſe 
Geſchäfte auf 6% für den Monat November 1915 feft- 
geſetzt worden ift. Bei den auf Ultimo Oktober laufenden 
Zeitgeſchäften ſteht dem Käufer bis zum 25. Oktober 
das Recht der Erklärung zu, die gekauften Wert⸗ 
papiere ganz oder teilweiſe abnehmen zu wollen. Er⸗ 
folgt hierzu nicht bis einſchließlich 28. Oktober die 
Gegenerklärung des Verkäufers, daß er zur Lieferung 
bereit ſei, ſo ermäßigen ſich die Zinſen dieſer Wert⸗ 
papiere für den Monat November auf 3%. Der 
Darlehensabbau ift nunmehr bis zur Grenze von 25 % 
ausgedehnt worden. Der Geldgeber kann daher die 
Darlehen, auf die feit Ultimo Auguſt 191 nicht wenig- 
ſtens 25% zurückgezahlt find, bis zur Höhe von 25 % 
zur Rückzahlung Ultimo Oktober kündigen; den Geld- 
nehmer trifft die Pflicht, die Kündigung bis 28. Ok⸗ 
tober 1915 anzunehmen oder eine Gegenerklärung ab⸗ 
zugeben. Hervorgehoben wird, daß der Strafzins von 
6 auf 6½ %, und zwar für den ganzen Darlehens⸗ 
betrag hinaufgeſetzt worden iſt. 


Umschau. 


Myson schreibt mir: 
Nachdem unter 
drückendsten Bedin- 
gungen die beiden 
„Grossen“, England und Frankreich, 500 Millionen Dollar 
von Amerika erhalten haben, macht sich der brave 
Italiener auch auf den Beitelweg. Er ist nicht so un- 
bescheiden wie die beiden Freunde, wenn er mit ab- 
gezogenem Hut an die New-Yorker Türe klopft. Er steht 
in der Stellung da, wie wir ihn so oft an Kirchen- und 
Museenpforten erblickt haben, wenn er, ein Bild des 
zurechtgemachten Jammers, mit kläglicher Stimme um Soldi 
gottserbärmlich fleht. Der New-York Herald berichtet 
nämlich unter dem 16. Oktober, dass Italien Verhandlungen 


Finanzielles aus Italien. 
Traurige Wahrheiten 
und dumme Lügen. 


wegen seiner Anleihe — von ganzen 25 Millionen 
Dollar — mit der Morgan-Gruppe angeknüpft habe. 
Die kleinste südamerikanische Raubrepublik könnte 
kaum bescheidener im „Fechten“ sein als die „Gross- 
macht“, die Gabriel d'Annunzio für die erste der Welt 
erklärt. Und das Beschämendste ist, das es noch sehr 
zweifelhaft erscheint, ob Amerika Italien diesen Bettel- 
pfennig, der gerade für vier Tage die italienischen Kriegs- 
kosten deckt, gewähren wird. Wahrlich, die Medicis, die 
Strazzis und alle die königlichen Kaufleute des Italiens, 
wie es einst waı, werden in ihren Sarkophagen peinvolle 
Stunden der Beschämung erleben, wenn nach dort Kunde 
dringen kann von dem, was in Italien sich heute abspielt. 
Da nun aber in Amerika, vornehmlich infolge des 
glänzenden Resultals unserer letzten 10-Milliarden-Reichs- 
Anleihe, sehr wenig Stimmung für Hergeben auch nur 
eines Cents an Italien ist, so hat man von Rom aus 
amerikanische Blätter geködert, grobe Lügen über den 
Zustand unserer Finanzen in die Welt zu setzen. So 
lesen wir z. B. in der grössten Bostoner Tages- 
zeitung, dem „Boston Transcript“, der deutsche 
Korrespondent des Blattes habe von hervorragender (0 
deutscher Seite folgendes erfahren: „Seit Jahren haben wir 
die grössten finanziellen Rüstungslasten ohne zu murren, 
auf uns genommen. Dann kam die Wehrsteuer von 1913, 
die jeden, der etwas besass, nöligte, 5% (?!!!) seines 
Kapitals herzugeben, das heisst, mehr als eine Jahres- 
einnahme! (1) Kaum hatten wir uns etwas hiervon 
erholt, so wurden immer neue Kriegsanleihen aufgelegt, 
die man uns zu zeichnen zwingt ()). Wir haben nämlich 
gar keine Wahl. Die Regierung belegt einfach 25 % 
aller Bankdepots und unserer Rententitel mit 
Beschlag, mit diesen Beträgen „haben“ wir zu 
zeichnen. Und das ist erst der Anfang,“ So der 
„Bostoner Transscript“. Seine Darstellung hat etwas so 
unwillkürlich Komisches an sich, dass es schade gewesen 
wäre, sie neutralen Lesern vorzuenthalten. Sie ist so kind- 
lich, dass man wohl erwarten darf, selbst im gutgläubigen 
Amerika werde man sie verlachen. Also auch diese Bett- 
lerlist wird dem mit offener Hand dasiehenden Italiener 
kaum etwas nützen. Er musssich auch schon auf den weh- 
mütigen Klang seiner melodischen Stimme verlassen, um 
Onkel Sam dazu zu bringen, ihm ein klein winziges 
Sümmchen gegen sehr hohe Zinsen vorzustrecken! 

Die neue Bundesratsver- 
ordnung über die Fern- 
haltung ungeeigneter 
Personen vom Handel ist aus einem dringenden Bedürfnis 
heraus entstanden. Die wucherische Ausbeutung des 
Publikums beim Einkauf der täglichen Bedarfsartikel und 
namentlich auch beim Handel mit sogenannten Liebes- 
gaben hat in einem solchen Umfange zugenommen, dass 
nur auf dem Wege einer Verordnung wie die gegebene 
Abhilfe zu kommen verspricht. Die Fernhaltung einer 
Person vom Handel wird jedoch in den meisten Fällen 
schwere Folgen für den Betroffenen hervorrufen. Es wird 
ihm damit unter Umständen die Möglichkeit des späteren 
Wiedereintritis in den Handelsverkehr so gut wie gänz- 
lich abgeschnitten. Daher ist vorsichtigste und gewissen- 
hafteste Beurteilung derjenigen Umstände notwendig, die 
einen Ausschluss vom Handel gerechtfertigt erscheinen 


mr. Unzuverlässige 
Personen im Handel. 
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lassen. Der Gesetzgeber erblickt ganz allgemein in der 


Unzuverlässigkeit einer handeltreibenden Person im Han- 
delsbetrieb die Berechtigung zum Einschreiten gemäss der 
Verordnung. Wann aber liegt Unzuverlässigkeit vor? 
Dieser sehr dehnbare Begriff wird nach den Ausführungs- 
bestimmungen zu dieser Verordnung in folgender Weise 
näher erläutert und begrenzt: „Die Untersagung des Han- 
dels und die Versagung der Erlaubnis zum Beginn des 
Handels werden — im Anhang an die Vorschrift des § 33 
der Reichsgewerbeordnung — davon abhängig gemacht, 
dass Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des 
Handelstreibenden in bezug auf seinen Handelsbetrieb 
dartun‘“ Welcher Art die Tatsachen sein müssen, um zum 
Einschreiten zu berechtigen, darüber hat die zuständige 


Behörde nach pflichtgemässer Prüfung zu befinden. Prin- 


zipiell gelten alle Zuwiderhandlungen gegen das Gesetz 
über die Höchstpreise vom 4. August, gegen die Ver- 
ordnung des Bundesrats über Vorratserhebung vom 2. Fe- 
bruar und 3. September 1914 über den Aushang der Preise 
in Verkaufsräumen des Kleinhandels vom 24. Juni und 
gegen übermässige Preissteigerung vom 23. Juli, sowie 
gegen die auf Grund dieser Verordnungen ergangenen 
Ausführungsbestimmungen und Anordnungen als Unzu- 
verlässigkeit beweisende Tatsachen. Hierbei fragt sich 
jedoch, ob dieser ziemlich generell gehaltene Hinweis an- 
gesichts der Schwere der Massnabmen gut zu heissen ist. 
Man vergegenwärtige sich nur einmal den Fall, der in 
diesen Tagen wohl nicht gerade sehr selten vorkommen 
wird, dass eine in ihrem Betrieb zwar geschäftstüchtige, 
sonst aber rechtsunkundige und rechtsungewandie Frau 
aus den Kleinhandelskreisen gegen das Gesetz betr. Höckst- 
preise verstösst, dass sie es zum Beispiel unterlassen hat, 
sich über das Bestehen von Höchstpreisen zu informieren, 
Sie hat sich, da ihr als handelstreibender Person die Un- 
kenntnis der Höchsipreisfestsetzung als Schuld angerechnet 
werden kann (vergl. hierzu die Urteile des Reichsgerichts 
vom 14. Mai, 7., 14., 17. Juni 1914 im Recht S. 348, ferner 
die Reichsgerichtsentscheidung vom 30. März 1915, in der 
Deutschen Juristenzeitung S. 717), durch die fahrlässige 
Ueberschreitung des Höchstpreises straffällig gemacht und 
unterliegt nunmehr der Bestrafung nach $ 6 des Gesetzes, 
das Gefängnis bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bis zu 
10000 Mark androht. Dieser Strafrahmen ist an sich be- 
reits als grosse Härte empfunden worden. Kommt aber 
nun noch hinzu, dass neben dieser weitgehenden Straf- 
möglichkeit auch noch die um soviel einschneidendere 
Massregel des Ausschlusses vom Handelsverkehr treten 
kann, so würde diese Verdoppelung der Massnahmen be- 
sonders in Anbetracht eines, wie im obigen Falle nur ganz 
geringen Verschuldens ein unerträglich strenges, allzu- 
weitgehendes Vorgehen bedeuten. Es würde daher nicht 
mehr als recht und billig sein und würde auch bei der 
ja mit Recht in Kriegszeiten strengen Gesetzgebung eine 
wirkungsvolle Wucherbekämplung nicht hindern, wenn das 
Kriterium der Unzuverlässigkeit, das hauptsächlichste Tat- 
bestandsmerkmal des zu bekämpfenden Delikts, nicht so 
sehr an feste Tatbestände zu knüpfen wäre. Eine indivi- 
duell vorgehende Beurteilung unlauterer, das Gemein wobl 
schädigender Gewinnbestrebungen, sei es auf der Basis 
bereits eines Verstosses gegen ein Kriegsgesetz, sei es 
selbst bei Nichtvorhandensein eines Präjudiziums, könnte 
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am sichersten und auf die gerechteste Weise diejenigen 
Personen aus dem Handel eliminieren, deren Treiben in 
aller Tatsächlichkeit den Grad der Gefährdung angenom- 
men hat, deren Abwehr die Verordnung bezweckt. Die 
Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin haben, wie der 
Berliner Börsenkurier vom 14. Oktober schreibt, bereits 
in einer Eingabe an die zuständige Regierungsstelle auf 
die grosse Beunruhigung hingewiesen, die die Höchst- 
preisverordnung für Metalle, namentlich in Verbindung 
mit der ev. Unzuverlässigkeitserklätung einer metallhan- 
delstreibenden Person hervorgerufen hat. Das Resultat 
steht noch aus. Es wäre jedenfalls wünschenswert, wenn 
von massgebender Stelle aus einige Hinweise an die ur- 
teilenden Behörden, an die Polizeibehörden und an den 
Landrat, erfolgten, die eine Einschränkung der Ausfüh- 
rungsbestimmungen in obigem Sinne gestatteten. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Die Zweifel, die man vielfach auf deutscher und 
neutraler Seite in die Aufnahmefreudigkeit des amerikanischen 
Publikums für die franco-englische Anleihe setzte, und die 
auch an dieser Stelle geäussert wurden, haben sich als 
berechtigt erwiesen. Schon die sogenannten „Professionals“ 
scheinen dem Geschäft keine sonderliche Begeisterung 
entgegengebracht zu haben, denn es hat nicht den Anschein, 
als ob die Unterbringung des „underwiigtings“ (das ist 
die Formung des Garantiekonsortiums aus Bankiers und 
Börsenleuten, welches bei englischen und amerikanischen 
Emissionen das Zwischenglied zwischen der Bankgruppe 
des Emittenten und dem Publikum bildet), besonders rasch 
von statten gegangen wäre. Das eigentliche Resultat der 
Subskription muss aber dann kläglich gewesen sein, da selbst 
Reuter nur von einer zehnprozentigen Ueberzeichnung 
berichtete, und gleichzeitig amerikanische Blätter meldeten, 
dass Morgan mehr als 100 Millionen Dollars von der 
Zeichnung ausgeschlossen habe, angeblich, um sie auf 
anderem Wege zu verwenden. 

An unserer Benrteilung des amerikanischen Neutralitäts- 
standpunktes in dieser Geldhergabe an unsere Feinde kann 
dieses traurige Emissionsresultat natürlich nichts ändern. Wir 
haben aber keine Veranlassung, mit unserer Genugtuung über 
einen solchen Ausgang zurückzuhalten. Wird er doch Herrn 
Morgan und Consorten bei den weiteren Anzapfungen, die 
unfehlbar bald folgen müssen, zu denken geben und es 
ihnen nahe legen, die Taschen wesentlich schwerer zu 
öffnen. Gewiss wird der Fall nicht eintreten, dass England 
kein Geld mehr in der Union findet, aber die Anleihe- 
transaktionen werden in Umfang und Bedingungen für den 
Geldnehmer immer schwieriger, immer mehr eine nationale 
Gefahr werden. Und das ist es, worauf es von unserem 
Standpunkte aus ankommt. Eine solche Entwicklung muss 
natürlich ein rasches Abgleiten der Valuta mit sich bringen 
und der Londoner City das Gefühl der kommenden Götter- 
dämmerung, das sie heute beherrscht, zur Gewissheit machen. 

Das ganze Valutaproblem ist ja bereits jetzt, wo die 
Anleihe soeben zum Abschluss gekommen ist, wieder in 
ganzer Heftigkeit akut. Kabeltransfert London ist wieder 
auf zirka 4.67 gesunken, d. i. nur noch um 2 Cents vom 
dem niedriegsten Stande entfernt. (Wenn spekulative Aus- 


Plutus-Merkfafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor: 


GF. Lothringer Hüttenverein Aumeiz- 
Friede, Fentscher Hütten Akt.-Ges,, 
Zuckerfabrik Alt-Jauer, Zuckerfabrik 


et Offstein, G. Sauerbrey Maschinenfabrik 
7 Akt. - Ges., Brauereı Binding, Neu- 
Westend Akt.-Ges. für Grundstücks- 

verwertung. 


Ironage- Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — @.-V.: Eschweiler Bergwerks- 
verein, Eisen- und Stahlwerk Hoesch, 
Capito & Klein Akt.-Ges., Frankfurter 
Immobilien Akt.-Ges., Patentpapierfabrik 
Penig, Schlesische Holzindustrie - Ges. 
vorm. Ruscheweyh & Schmidt. 

| @.-V.: Düsseldorfer Eisen- und Draht- 

industrie, Königin- Marienhütte Cains- 

dorf, Mannesmann-Röhrenwerke, Façon- 

\ eisenwalzwerk Mannstädt. 

Bankausweis New York. — @.-V.: Ver. 
Königs- und Laurahütte, Bochumer 
Verein für Bergbau und Gussstahl- 
fabrikation, Harpener Bergbau- Ges., 
|  Hüstener Gewerkschaft, Charlottenhütte, 
Ver. Hüttenwerke Burbach-Eich- Düde- 
lingen, Geisweider Eısenwerke, Deutsche 
Mineralöl-Industrie Akt.-Ges. Wietze, 
Peipers Akt.-Ges. für Walzenguss, 
Walzengiesserei vorm. Koelsch, Hagener 
Textilindustrie vorm. Gebr. Elbers, 
Terrain-Ges. Berlin-Süiwesten, Hartwig 
& Vogel, Thodes Papierfabrik, Kaiser- 
Brauerei, Alexanderwerk v. d. Nah- 
mer. — Schluss der Einreichungsfrist 
Deutsche Steinwerke C. Vetter. 


Oktoberausweise Grosse Berliner Strassen- 
bahn, Allgemeine Berliner Omnibus-Ges., 
Elektrische Hoch- u. Untergrundbahn. 
@.-V.: Rolandshütte, Akt.-Ges. Lauch- 
hammer. 

Reichsbankausweis. — @.-V.! Bank tür 
Orientalische Eisenbahnen, lank für 
Elektrische Unternehmungen, Chemische 
Fabrik Hönningen, Bayrische Hypo- 
theken- und Wechselbank, Deutsche 
Sprengstoff-Akt.-Ges. Hamburg. 


Donnerstag, 
28. Oktober 


Freitag, 
29. Oktober 


Sonnabend, 
30. Oktober 


Montag, 
1. November 


l 


Dienstag, 
2. November 


Mittwoch, | 3 . 
e Duurings Kaffeestatistik. 


Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — G. V.. Maschinenfabrik 
J. Banning, Stettiner Oderwerke. 


Donnerstag, 
4. November 


Freitag, 
5. November 


| Bankausweıs New York. — @.-V.: Akt.- 
Ges. Herzog Logelbach, Tuchfabrik 
Aachen, Akt.-Ges. f. Ozonverwertung 
Stuttgart, Nordhausen - Wernigeroder 
Eisenbahn, Trachenberger Zucker- 
siederei,Kaffeehandels-Akt.-Ges Bremen, 
Panzer Akt.-Ges. 


@G.-V.: Hannnoversche Baumwollspinnerei 
und Weberei. 


Sonnabend, 
6. November 


Montag, 
8. November 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer tiber alle für Ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsreohten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, woranf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
lasseı.. 
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| Reichsbankausweis. — @.-V.: Sächsische 
Webstuhlfabrik, Oberschlesische Zink- 
hütten Akt.-Ges., Fried. Krupp & Co., 
Niederschlesische Elektrizitäts- und 
Kleinbahn-Ges. 


Ausserdem zu achten auf: 
Geschäftsberichte der Brauereien. — 
Abschluss der Siemens-Schuckert, Sie- 
mens-Halske. 

Verlosungen: 

1. November: 3% Belgische Comm.- 
Cred. 100 Fr. (1868), Braunschweiger 
20 Tir. (1868), Genueser 150 Lire 
(1869), Holländische Weisse Kreuz 
10 Gld. (1889), Italienische Gesellschaft 
v. Roten Kreuze 25 Lire (1885), 3% 
Oldenburger 40 Tlr. (1871). 2.Novem- 
| ber: 5% Oesterreichische 500 Gld. 
(1860). 5. November: 2%, 3, 3½ % 
| Credit foncier de France (1879, 1885, 
1909, 1915), 4% Pariser 500 Fr. (1875), 
desgl. 3% 300 Fr. 1912). 


‚schreitungen einer New-Yorker Börse den Kurs auf zirka 
4.55 gebracht haben, so kann das hier unberücksichtigt 
bleiben.) Und dieser neue Rückgang ist eingetreten, ob- 
gleich die New-Vorker Finanzpresse die Ankunft der 
stärksten englischen Goldsendung seit Beginn der Export- 
campagne und grosser Massen von Effekten meldete. 
Die Hoffnung der City scheint also trügerisch zu sein, dass 
der Leiter der englischen Pumpexpedition, Sir Edward 
Holden, ais Abschiedsgeschenk noch einen Kontokorrent- 
kredit der amerikanischen Banken von 10 Millionen Pfund 
mit auf den Weg genommen habe. 

Inzwischen zeigen aber andere Nachrichten, dass das 
amerikanische Kapital sich dem weiteren Geldbedarf der 
Entente absolut nicht dauernd versagen will, was ja, wie 
schon oben ausgeführt, auch keineswegs zu erwarten ist. 
Selbst Italien soll eine Auleihe erhalten haben, wenn auch 
nur von 25 Millionen Dollar, die gegen einjährige Schatz- 
scheine mit sechsprozentiger Verzinsung gewährt wurde. 
Welche Provision und sonstige „Spesen“ noch bewilligt 
werden mussten, wird schamhaft verschwiegen. Diese 
25 Millionen sind natürlich selbst jür Italien nur der 
Tropfen auf den heissen Stein, aber an solche Dossierung 
wird sich der Vierverband gewöhnen müssen. In der 
zussischen Presse verlautet jetzt, dass ein grosses Vor- 
schussgeschäft zur Bezahlung der russischen Lieferungen 


Dienstag, 
9. November 


\ 


abgeschlossen sei, vermutlich eine Trostkunde für das 
Moskauer Publikum und nicht mehr. Oder aber die 
Yankee’s haben die englische Garantie erhalten, was ikre 
Gebefreudigkeit gegenüber den englischen Busenfreunden 
bei den weiteren Vorschusswünschen dämpfen müsste. 
Oder sollte etwa Russland unter Bankrotterklärung seiner 
Grossmachtsstellung und finanziellen Selbständigkeit ding- 
liche Sicherheiten geboten haben? Das ist trotz aller 
Notlage nicht wahrscheinlich, und so wird man am besten 
tun, an die russische Amerika- Anleihe erst dann zu glauben, 
wenn ihr Abschluss von den Geldgebern selbst gemeldet 
wird. 

Also nicht nur militärisch und politisch, sondern auch 
finanziell ist das Mass der Vierverbandssorgen übervolj 
und die leitenden Männer werden dieses Bewusstsein 
um so drückender empfinden, als für alle vier Länder der 
weitere Appell an das heimische Kapital kaum mehr ver- 
schoben werden kann. Namentlich Frankreich empfindet 
diese Dringlichkeit angesichts der hohen Verschuldung 
an die Banque de France und des ständig schwierigeren 
Absatzes der Nationalverteidigungsbons besonders; Herr 
Ribot hat aber bisher noch nicht den Mut gefunden, die 
Emission ins Werk zu setzen und verschiebt ihre An- 
künpigung ständig weiter. 

Ein besonders erfreuliches Bild muss demgegenüber 
der deutsche Kapitalmarkt bieten, der nach der gross- 
artigen Leistung bei der Emission der dritten Kriegs- 
anleihe nun bei der Zahlung derselben ein ebensolches 
Zeugnis hervorragender Kraft aufweist. Am 18. Oktober, 
dem Tage, bis zu welchem nach den Subskriptionsbedin- 
gungen 30 % eingezahlt sein sollten, waren ca. 8,6 Mil- 
liarden, d. i. mehr als 70°/, bezahlt. Diese beispiellose 
Leistung wurde vollbracht, ohne die Funktionen des 
offenen Marktes auch nur einen Augenblick aufzuheben! 
es gab jederzeit tägliches (zeld, jederzeit Käufer für 
Privatdiskonten, wenn auch die Sätze natürlich etwas an- 
gezogen hatten. Ueber die Inanspruchnahme der Dar- 
lehenskassen am 18. Oktober für die Zwecke der Ein- 
zahlung liegen heute noch keine Angaben vor, sie kann 
aber nicht bedeutend sein, da am 15. Oktober, an dem 
schon ca. 7,6 Milliarden auf die Anleihe eingezahlt waren! 
nur wenig mehr als 200 Millionen Kriegsanleihedarlehen 
existierten. 


Warenmarktpreise im Oktober 1915. 


íle 8 ko | s 
Weizen New York . 5 10217, 109 ½ 115½ 1075; cts. per bushel 
Mais Chicago „ 535/3 561/3 59½ 58 cts, per bushel 
rin — 82—83 85—86 87—88 M. per dz 
Weizenkleie Berlin „„ ee ee 52 53 53—54 54—541/,| M. per Tonne 
ee eee , e , re. 73 721, 72 73 £ per ton 
Zinn London „ ee PR Le LE 150 1491/3 150 152 per ton 
e a a a SA 70 ei, 68 71 E per ton 
Beende naansns te. 25 24% 24% 251/, per ton 
Silber London „ ara 237% 2305 24 2313/,, | d per Unze 
Eisen Glasgow x 64/11 64/2 65/2 66/2 sh/d per ton 
Baumwolle New Vork . b . e A 11,90 12,00 12,45 12,40 | cts. per Pfd. 
BaumwolleMiverpool 8 = 7,03 TB 7,06 d per Pfd. 
Schmalz Chicago „„ -SNE 8,20 9,15 9,45 8,90 Doli. per 100 Pfd, 
Belrolsum des e 8 7,50 7,50 7,50 7,50 cts. per Gallone 
Eier, frische, Berlin a SE 12,20-12,40| 12,20-12,40| 12,20-12,40| 11,50-12,00) M. per Schock 
‚Kartoffeln, weisse, Berlin. . 6,50 — 7,50 | 7,20—8,00 | 7,20—8,00 | 7,20—8,20 M. per dz 
Buiter Ia, Berlin 227 — 23097254957 as — M. per dz 
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RENT 

Auf den Devisenmarkt bat der internationale Kauf- 
adrang für Dollars, wie er sich jetzt wieder zeigt, aber- 
mals befestigend gewirkt, doch ist der Effekt sichtlich 


geringer, als bei früheren Gelegenheiten. Kabel Newyork 


selbst stieg etwas, wird. ab allgemeinen wenig um- 
gesetzt; eine starke Steigerüng erfuhr Holland, die ver- 
mutlich mit verstärkter Enfnabme von Molkereiprodukten aus 
den Niederlanden zusami enhängt. Auch Skandinavien lag 
im Zusammenhang mit lebhafteren Warenbezügen, die 
allerdings mehr für österreichische Rechnung erfolgten, 


fest. Das so entstehende Angebot an österreichischer 


Valuta führte aber zu keinem neuen Preisdruck der 
Kronendevise; diese vermochte sich vielmehr zu befestigen, 
da die starke deutsche Beteiligung an den dritten Kriegs- 
anleihen Oesterreichs und Ungarns ein gutes Gegengewicht 
gegen die Verpflichtungen der österreichisch-ungarischen 
Importeure schafft. Von den Valuten der Balkanstaaten 
waren Rumänien und Bulgarien zu anziehenden Preisen 
gefragt, da man bei weiter günstigem Fortgang der 
Operationen gegen Serbien ein baldiges Freiwerden der 
Donau für die Exporte der beiden Länder nach Ungarn 
und Deutschland erwartet. 


Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buc 
Voreinsendung dos Betrages oder gegen Nachnahme von 


A. E., Guben. Anfrage: „Können Sie mir darüber 
Aufschluss geben, ob in Italien ein Zahlungsverbot gegen 
Deutschland besteht?“ 

Antwort: Ein Zahlungsverbot gegenüber deutschen 
Gläubigern ist nicht erlassen worden. Denn, obwohl die 
diplomatischen Beziehungen abgebrochen wurden, besteht 
noch kein Kriegszustand zwischen beiden Staaten. Sollte 
nicht der Fall vorliegen, dass ein italienischer Schuldner 
sich auf das Statthalterdekret vom 27. Mai 1915 berufen 
könnte, nach dem ein Schuldner von der Zahlung an 
deutsche Gläubiger entbunden ist, falls die Kriegsumstände 
ihn daran hindern, so besteht einem deutschen Gläubiger 
gegenüber kein Recht oder kein Gebot der Nichtzablung. 

B. Z. Anfrage: „Mein Chef hatte das Recht, bei 
der Mobilmachung zu kündigen, und zwar ohne Frist. Da 
er das Recht nicht ausgenützt hat, fragt es sich, ob die 
Kündigung von selbst in Kraft tritt. Dass er dies selbst nicht 


handlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
der Sortiments-Ableilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


annahm, beweist seine Kündigung am 1. April 1915. Ist 
diese auch ohne Frist? Vielleicht muss er mich 
schadlos halten bis zu dem Termin, wo er mir seine 
Absicht bekannt gab?“ 

Antwort: Eine Notverordnung, dass ein Diensiver- 
hältnis durch den Kriegsfall auch ohne Kündigung auf- 
gelöst werden kann, besteht nicht. Die Bestimmung § 620 
BGB. ist demnach nicht aufgehoben. Sie können also Ihre 
Ansprüche bis zum ordnungsmässigen Kündigungster min 
geltend machen. In welchem Umfange dies geschehen 
kann, richtet sich nach den speziellen Verhältnissen Ihres 
Falles. Mangels besonderer Vereinbarungen gilt: ist die 
Vergütung nach Monaten bemessen, so ist die Kündigung 
nur für den Schluss eines Monats zulässig und hat spätestens 
am 15. eines Monats zu erfolgen. Für Handlungsgebilfen 
gilt die Kündigung für den Schluss eines Kalenderviertel- 
jahres unter Einhaltung einer Frist von sechs Wochen. 


Plutus-Archiv. 
(neue Literatur der Molliswirtſchaft und des Rechts. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier 
Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Richer sind von jeder Bu 
Vorsinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme vo 


besprechen. 


Von Generalleutnant 
Mit Skizzen, die der 


Meine Abenteuer als Spion. 
Sir Robert Baden-Powell. 
Verfasser selbst entworfen hat. Aus dem Englischen 
übersetzt von Reinhold Anton, Lehrer der neueren 
Sprachen. Mit Genehmigung des Generalkommandos 
des 19. Armeekorps. Leipzig 1915. Otto Gustav Zehn- 
feld, Verlagsbuchhandlung. Preis 1 A. 

Vorwort. — Die verschiedenen Arten von Spionen. 

— Deutsche Pläne, in Deutschland einzufallen. — Jan 

Grootboom, mein schwarzer Spion. — Geheime Botschaften 

und wie sie überbracht werden. — Wie sich die Spione 

durch Zeichen miteinander verständigen. Geheime 

Abzeichnung von Festungsanlagen. — „Schmetterlingsfang 

in Dalmatien. — Wie sich Spione verkleiden. Das 

Auskundschaften einer ausländischen Werft. — Das Aus- 

spionieren von Gebirgstruppen. — Weiteres über Gebirgs- 

spionage. — Wie ein deutscher Wachtposten hintergangen 
wurde. — Ein Spion ist misstrauisch. — Die Ueberlistung 
eines türkischen Wachtpostens. — Der Tee und ein Türke. 

— Das Beobachten der Bosnier. — Ein Zusammentreffen 

mit der ausländischen Polizei. — Schliesslich erwischt. 

— Die Flucht. 

Schweizerische Anleihepolitik in Bund, Kantonen 
und Gemeinden. Von Dr. öc. publ. et phil. Hans 
Karl Seitz, Professor am Lehrerseminar Rorschach. 
Zürich 1915. Druck und Verlag Art. Inst. Orell Füssli. 
Preis 6,40 M. 


aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


chhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 


n der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen) 


Die Natur des ausserordentlichen Finanzbedarfes und 
die Arten seiner Deckung. — 1. Die Nalur des ausser- 
ordentlichen Bedarfs und die Deckung des Defizits. — A. Die 
Gliederung des Finanzbedaıfes. B. Die Deckung des 
Defizits. — 2. Die Arten der Deckung des ausserordent- 
lichen Bedarfes. A. Die Deckung des ausserordentlichen 
Bedarfes aus dem Vermögen. B. Die Deckung des ausser- 
ordentlichen Bedarfes aus den Steuern. C. Die Deckung 
des ausserodentlichen Bedarfes aus Anleihen. — 2. Kapitel: 
Die schwebenden Schulden. 1. Die laufenden Schulden 
innerhalb der Verwaltung und bei Banken. 2. Die Be- 
schaffung der Mittel durch Ausgabe von Wechseln und 
Schatzanweisungen. 3. Ausgabe von Siaatsnolen. — 
3. Kapitel: Die rechtlichen Grundlagen der schweizerischen 
Anleihepolitik. 1. Das Anleiherecht. 2. Das kantonale 
Anleiherecht. 3. Das kommunale Anleiherecht. — 4. Allge- 
meine Grundsätze bei Aufstellung anleiberechtlicher Be- 
stimmungen. 4. Kapitel: Die Arien der Anleihen. 
1. Zwangsanleihen. 2. Rentenanleihen. 3. Die tilgungs- 
pflichtigen Anleihen [Prämien- oder Lotterieanleihen). — 
Die Begebung der Anleihen. — Die Emissionsbedingungen. 


— Konversion und Tilgung der Anleihen. — Anleihe- 
markt und Klassierung der Titel. — Tabellen. ~ Huellen- 
nachweis. 


Die Völker und das Meer im Lauf der Jahrtausende. 
Von Arthur Böhtlingk. Zeitspiegel Heft 2. Heraus- 
geber H. Mühlbrecht. Berlin 1915. Verlag von Putt- 


kammer & Munbrecht, Buchhandlung für Rechts- und 
Staatswissenschft, Preis 1 . 

Eine Reichsdepsitenbank. Von Dr. phil. Conrad 
Fortreuter. Tolkswirischaftliche und wirtschafts- 
geschichtliche Abk ndlungen, herausgegeben von Wilhelm 
Stieda, o. ö. ProfeXor der Nationalökonomie in Leipzig. 
Leipzig 1914. Verag von Veit & Comp. Preis 5 %. 

Das Warschauersede „Depositengesetz“ und seine Be- 
gründung. — Die Depostenbank vom volkswirtschaftlichen 

Standpunkt. — Die Reißsdepositenbavk vom Standpunkt 

der Sicherheit der Depostengläubiger. — Anharg. 


Verdeutschungen. W&ierbuch fürs tägliche Leben. 
Von Dr. Friedrich Disel. Braunschweig, Berlin, 
Hamburg 1915. Verlag don Geoıge Westermann. Preis 
geb. 1,50 . 

Die Eisenindustrie unter dem Kriege. Von Dr. Ing. e. h. 
E. Schrödter, geschäftsführendem Vorstandsmitgliede 
des Vereins Deutscher Eiserhüttenleute in Düsseldorf. 
Essen 1915. G. D. Baedeler, Verlagsbuchhandlung. 
9, Heft der „Kriegsbefte Als dem Industriebezink*. 
Pıeis 80 Pf. 


Wirtschaftskultur und deutSche Verwaltung der 
besetzten Gebiete im Feindesland. Von Otto 
Brandt. Essen 1915. G. D. Baedeker, Verlagsbuch- 
handlung. 9. Heft der „Kriegsheſte aus dem Industrie- 
bezirk“. Preis 80 Pf. 

Die Grösse des von Deutschland Desetzten feindlichen 
Gebietes. — Wirtschafiskultur Nordſrankreichs. — Wirt- 
schaftskultur Belgiens. — Wirtschafiskultur Russisch-Polens, 
— Deutsche Verwaltung hinter der Front. — Kriegsbeute. — 
Deutsche Verwaltung in Belgien. — Deutsche Verwaltung 
in Polen. — Literaturübersicht. 


Kriegsjiahrbuch 1918. Herausgezeben vom Verband 
Deutscher Handlungsgehilfen zu Leipzig, Berufsvereini- 
gung der kaufmännischen Angestellten in Handel und 
Industrie. Juristische Person. Gegründet 1881. Leipzig 
1915. Buchverlag des Verbandes Deutscher Handlungs- 
gehilfen. 

Kalender usw. — Die sozialen Einrichtungen des 

Verbandes. — Sozialpolitik. — Der Völkerkrieg. — Rechts- 

kunde, — V. D. H. — Verschiedenes. 


Ausführungsbestimmungen zum russischen Gesetz 
vom 1I./ 24. Januar 1915 über dle Liquidation 
der Handelsunternehmungen feindesländischer 
Staatsangehöriger. Uebersetzt von Dr. B. Trenen- 
fels nebst Erläuterung von Justizrat Dr. Klibanskı, 
Berlin 1915. Verlag von Liebheit & Thiesen. Preis 50 Dr 


Rechenschaitsbericht über das Jahr 1914 mit be- 
sonderer Berücksichtigung der Kriegsarbeiten 
des Verbandes Deutscher Handlungsgehilfen zu 
Leipzig. Leipzig 1915. Buchverlag des Verbandes 
Deutscher Handlungsgehilfen. Preis 50 Pf. 
Einleitung und Allgemeines. — Allgemeine Sozial- 

politik. — Altersversorgungs- und Invaliditäiskasse. — 

Auskunftei. — Bernhard-Sıiftung. — Bildungswesen und 

Jugendpflege. — Erholungsheim. — Hiller-Stiftung — 

Hinterbliebenengeld, — Innere Verwaltung. — Kaufmanns- 

gerichtswahlen. — Kommunale Sozialpolitik. — Kranken- 

kasse (Ersatzkasse). — Kriegsarbeiten des Verbandes. — 

Kriegsjahrbuch. — Kriegsunterstützungskasse. — Organi- 

sation. — Rechtsschutz. — Sparkasse. — Stellenlosen- 

kasse. Stellenrermittlung. — Unierstützungskasse. — 

Vermögensübersicht. — Volksversicherung. — Witwen- 

und Waisenkasse. 

Zeitschrift für Sozialwissenschaft. Begründet von 
Julius Wolf. Fortgeführt von Dr. Ludwig Poble, 
Prof. der Staatswissenschaften an der Universität Frank- 
fart a. M. Neue Folge. VI. Jahr, Heft 8/9. Leipzig 
1915. A. Deichertsche Verlagsbuchhandlung Werner 
Schall. Preis vierteljährlich 5 , Einzelheft 2 . 
12 Heſte geben einen Band. 

Pass ow, Der Anteil der grossen industrie len Unter- 
nehmungen am gewerblichen Leben der Gegenwart in 
Deutschland, England und den Vereinigten Staaten. — 
Salomon, Ueber die wissenschaftlichen Voraussetzungen 
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der Freirechtsbewegung (Schluss.) — Arnst, Neue Bei- 

träge zur Frage der Kapitalsanlage im Auslande (Schluss). 

Miljukoff, Zur Geschichte des russischen Bauernstandes. 

— Die Baumwolle im englischen Wirtschaftsleben. — Die 

südwestdeutsch-luxemburgische Montanindustrie und der 

Kıieg. — Kreuzkam, Die französischen Eisenbahngesell- 

schaften und der Krieg. — Dr. Ernst Müller, Zum 

Problem einer Erhöhung der deutschen Tabaksteuern, — 

Paul Martell, Die soziale Versicherung in Italien, Spanien, 

Belgien, Holland und der Schweiz. — Dies staatliche Vor- 

gehen gegen die United States Steel Corporation. 

Internationale Rundschau. Zürich 1915. Drack und 
Verlag vom Art. Institut Orell Füssli. Preis des Heftes 
50 Pf. Heft 5. 

Der Weg zum Frieden. Der Brief Edward Greys. 
Von J. Jastrow, L M. Hartmann u. a. m. — Gerechtig- 
keit in Kriegszeiten. Von Ber trand Russel. — Schopen- 
ha er und der Krieg. Von Magnus Schwantje. — Eine 
Vision Leo Tolstois. — Ein Schlusswort. Von A. Messer. 
— Die Kriegskosten und ihre Folgen. 

Wissen und Leben. Halbmonatsschrift. Zürich 1915. 
Druck und Verlag vom Art. Institut Orell Füssli. 
VIII. Jahrgang, 21. Heft. Jährlich 24 Hefte. Bezugs- 
preis 10 Frcs, 

Internationale Gedankengänge. Von Rudolf Said - 
Ruete. — Die diplomatische und wirtschaftliche Vertretung 
der Schweiz im Auslande. Von H. David. — L impossible 
empire Von Eduard Combe. 18701914. Von 
Bruno Zschokke. — Schweizerische Verkehrsprobleme 
während und nach dem Kriege. Von C. Benziger. — 
In der Tiefe. Von E. Bovet. — Der Bundeskredit. Von 
Paul Gygax. — Russland. Von F. Lipschitz. 


Internationale Monatsschrift für Wissenschaft, 
Kunst und Technik. Begründet von Friedrich 
Alıhoff. Herausgegeben von Max Cornicelius, 
Leipzig-Berlin. Verlag von B. G. Teubner. Preis des 
Heftes 1 % 9. Jahrgang, 13. Heft. 

Alois Riehl, Professor an der Universität Berlin: 
Die geistige Kultur und der Krieg. — Georg von Below, 
Professor an der Universität Freiburg! Die deutsche Ge- 
schichtsschreibung von den Befreiungskriegen bis zu unseren 
Tagen, Geschichte und Kulturgeschichte (Fortsetzung), — 
Alfred Gehrcke, Professor an der Universität Breslau: 
Aligriechische Kriegslyrik.— Carl Brinkmann, Privat- 
dozent an der Universität Freiburg: Krieg und Wirtschaft 
in der Geschichte, — Die islamitischen Kunstforschungen 
der letzten Jahre. — Ein Rumäne über Bergson. 
Handbuch der Kunstwissenschaft. Herausgegeben 

von Dr. Fritz Burger, Privatdozent an der Universität, 
Lehrer an der Akademie der bild. Künste in München. 
Unter Mitwirkung von Prof. Dr. L. Curtius, Prof. 
Egger, Prof. Hartmann u. a. m. Berlin-Neubabels- 


berg 1915 Akademische Verlagsgesellschaft Athenaion 
m. b. H. Preis der Lieferung 2 M, in der Subskription 
1.50 WMW. 


Lieferung 18: Hans Willich, Die Baukunst der 
Renaissance in Italien. Heft 1 M. 

Lieferung 19: O. Wulff, Altchristliche und byzanti- 
nische Kunst. Heft 8 #. 

Im Reiche des Geldes. Von Leo Jolles. Berlin 
1915. Verlag von Schuster & Loeffler. Preis geh. 4%, 
geb. 5 , 

Rechtfertigung. — Sonderklasse: die Persönlichkeiten 
Carnegie, Harriman, Morgan u. a. M. — Börse und Spieler! 
Entwicklung der Spekulation. Die Hexenküche 
Börsens ghicksale. — Börse und Politik. — Der Börsen- 
witz. — Spielsucht. — Spekulanten. — James Patien. — 
Rochette und Deperdussin. — Geld, Geldmacht, Geld- 
macher, Geldbereitschaft. — Das Geld im Phrasenreich. 
e == Zinsen. — "Kredit. — Er’ noe 


Kreditinstru ment. — Die Furcht vor der Milliarde. — 
Ethik. — Hritenhandel. — Frankreichs Wandiung. — 
Finanzminister. — Kaufmannsgeist. — Das Finanzgenle.— 


Der Bankdirektor. — Obta. 
Der Rechts.;ustand Belgiens nach einjähriger 
deutscher ‚Besetzung. Kurze Darei y mit den 


w 


wesentlichen Rechtsquellen. Von Dr. jur. Erwin Hirsch- 
feld, Gerichtsassessor bei den Aeltesten der Kaufmann- 
schaft von Berlio. Berlia 1915, Verlag von Carl Hey- 


mann. Preis geh. 2 #. 
Rechtsquellen — Belgien als Ausland. — Mass- 
nahmen gegen das feindliche Ausland. — Moratorien, — 


Einzelne Rechtsiastitute. — Geld und Banken. — Kriegs- 


schäden und Kriegsleistungen. — Strafrecht, Zensur, 
Soziale Massnahmen. — Ernte. 
Handelsrechtliche Rechtssprechung. Unter Mit- 


wirkung des Landrichters Dr. Loewenthal, Magde- 
burg, bearbeitet und zusammengestellt von Justizrat 
Emil Kaufmann, Magdeburg. Jahre. 1914, Bd. 15 
der ganzen Sammlung. Hannover 1915. Helwingsche 
Verlagsbuchhandlung. Preis 8,50 M. 

HGB. nebst Versicherungsrecht und der gesamten 


Rechtsprechung zum Kauf. — Einführungsgesetz zum 
Handelsgesetzbuch. — Binnenschiffahrtsgesetz. — Set- 
mannsordnung. — Strandungsordnung. — Eisenbabn-Ver- 
kehrsordnung Internationales Uebereinkommen über 


den Eisenbahu- Frachtverkehr. — Preuss. Kleinbahngesetz.— 
Wechselordnupg mit Anhang: Wechselstempelsteuergesetz.— 


Scheckgesetz. — Börsengesetz mit Anhang: Differenz- 
geschäft. — Bankdepotgeseiz. — Hypothekenbankgesetz. — 
Patentgesetz. — Gebrauchsmusterschutzgesetz. — Muster- 
schutzgesetz. — Kunstschutzgesetz. — Lit. Urhebergesetz 
mit Auhang: Berner Uebereinkunſt. Warenzeichen- 


esetz. Gesetz gegen den 

unlauteren Wettbewerb. — Internationale Uebereinkunft 

zum Schulz des gewerblichen Eigentums (sog. Intern. 

Union). — Genossenschafisgesetz. Gesetz betr. die 

Gesellschaft m. b. H. — Gewerbeordnung. Gesetz, 

betr. die Gewerbegerichte. — Gesetz betr. die Kaufmanns- 

gerichte. — Gesetz über die Abzahlungsgeschäfte, — 

Alphabetisches Sachregister. 

Die Bauverhältnisse in Gross- 
dem Kriege. Von Heinrich Freese. 
Verlag von Gustav Fischer. Pıe:s 60 Pf. 

Vor dem Kriege. — Die Ursachen der Verluste. — 

Allerlei Vorschläge zur Abhilfe. -- Das Baupfandgeseiz. — 

Der Weltkrieg. — Nach dem Kriege. 

Unsere Reichsbank. 
fassung. Von Dr. jur. 
Berlin 1915. 
Preis 1,50 WM. 

Einleitung. — Die Z 
vom 14. März 1875. — 

a) Die Aufgaben und der Geschäftskreis der Reichsbank 

b) Die sonstigen Rechte der Reichsbank. c) Die sonstige 

Pflichten. d) Die Bestimmungen über das Grundkapı‘ 

und die Verwaltung der Reichsbank. e) Die Vertziiu 

des Reingewinnes. f) Die Bestimmungen über das Va 
der Reichsbank. Die staatsrechtliche Stellung 

Reichsbank. A. Die Stellung des Reiches und 

Reichsbank. — 1. Die Sıellung des Ka 

rates und des Reichstages. — 2. Die Stellung 

kanzlers und sonstiger Reichsbehörde 
der Reichsbank im Organismus des Reiches. 

Streit über die rechtliche Natur der Reichsbank. — Schluss 


Der Lusitania-Fall. Eine völkerrechtliche Studie v’ 
Dr. Christian Meurer, Geh. Hofrat, Professor 
Rechte an der Universität Würzburg. Tübingen 1 
Verlag von I. C. B. Moor (Paul Siebeck). Preis 2 4 

Das Tatsachenmaterlal. — Die englischen Rech! 
letzungen. — Die deutschen Vergeltungsmässrege_ 

Die amerikanischen Beschwerden. — Die Rechtsirin 

Die Schiffs- und Ladungsfrage. — War die Lusittes 

Hilfskreuzer? War die Lusitania ein beund 

Handelsschiff? — War die Lusitania ein Munit Die 

Truppentransportschiff? — Die Vergeltungsfragpn, — 

Rechtfertigung der deutschen Vergeltungsmastralen 

Die Wirkung der deutschen Massnahmen für ahmen 

Handelsschiffe. — Die Wirkung der “eutschenitsfrage 

für die feindlichen Handelsschiffe. — Di Kriegs- 

gegenüber Amerika. — Wenn die Lusitaniporischiff 
schiff, ein armiertes Schiff oder ein Krieg | 


/ 


geselz nebst Markenschutzg 


Berlin vor und nach 
Jena 1915. 


Willy Baumgart, Danzig, 


der 


— T 


458 


Ihre Geschichte und hre Ver- 
Verlag von Leonhard Simion Neht. 


eit bis 1875. — Das Bankgeselz 
Die Verfassung der Reichsbank. 


a 
de »goismus, 


isers, des Bundes- 
des Reichs- 
n.-— B. Die Stellung p 


tania ein gewöbliches Handels- 
eutralitätspolitik der Vereinigten 


war. — Wenn die Lusi 

schiff war. Die N 

Staaten. — Nachtrag- b 

Kapitalanlage in Wertpapieren. Lin Ratgeber für 
Kapitalisten und Sparer. Mit An' ag: Mündelsichere 
Wertpapiere. Verzeichnis der zurseleihung durch die 
Reichsdarlehn kassen zugelassen ‘Wertpapiere, Be- 
dingungen der Reichsbank ſü“ die Bewahrung von 
Mündeldepots. Von Friedrich’ 4ENer. Leipzig 1915. 
Verlag von Otto Tobias, EF 


Kapital und Kapitalsanlage ~ Die Arten der Wert- 
ten Zinsen. — Staalsan- 


v 


apiere. — Wertpapiere mit i 
7 _ Provinzial, Etre und Stadtanleiben. — 
Rentenbriefe und Landeskultrentenbrieſe. Landschaf- 


Hypfekenbank-Pfandbriefe. — 
n- und Strassenbahnobliga- 
nen. Wertpapiere mit 


liche Pfandbriefe. 
Eisenbahnprioritäten und 


tionen. — Industrieoblig B i 

wechselnder Verzinsung. ankaktien. — Transport- 
aktien. Veisicherungdien.— Industrieaktien.— 
Los- oder Prämienanleen - Das Kurswesen. — Die 


der Wertes Der An- und Verkauf 


Die Aufbewahrung von Wert- 


Rentabilität 
von Wertpapieren. 


3. — Safes — Die Aufbewah 
depots. — Offene De wahrung 
of der Wohnung. Staatsschuldbücher. — Die Ver- 
waltung von Werp? el. — Anhang, 


1 wirtschaftlichen Grundlagen 
padt Berlin. Ein Ueberblick über 
ew E parkt. Von Dr, ing Willy Lessler, 
Dip!.-Ingenie; Mit 46 Tafeln und Zeichnungen. 
Berlin 1915, erlag von M. Krayn. Preis geh, 3 W. 
Die allg, e Lage des Baumarktes vor dem Kriege 

Die Entwick und die örtlichen Anlagen der Geschälls- 
aa Gs lewerte innerhalb der Stadt. — Geschäfts- 
Hausbau un ebaubaıkeit der Gelände. Der Verkehr 
innerhalb! Geschäfisstadt. — Die Finanzierung der 
Geschäft dude. — Die Zwangsversteigerungen der Ge- 
Je. — Stadtskizzen und zugehörige Tabellen. 


schäftlsg 
Der gsbegriff des englischen Rechts. Er- 
Tann zum Fall Panariellos. Von A. Mendels- 
7 artholdy. Mannheim. Berlin, Leipzig 1915. 
x J. Bensheimer. Preis 3 c#. l 
4 Fall Pauariellos. — Der Handel mit dem Feind. — 
ya mit dem Feind. — Die Unterwerfung der 
a unter das englische Verkehrsverbot. — An- 
„% — Nachwort. — Verzeichnis der Pıäjudizien. — 
gar und Personenregister. 
tsch = ungarische Beziehungen. Von Carl 
-;on Cserny, Abgeordneter des ungarischen Reichs- 
tages. Mit einem Vorworte des Königlich ungarischen 
Ministerpräsidenten Grafen Stefan Tisza. Leipzig 1915. 
Verlag von Johann Ambrosius Bartb. Preis 50 Pf. 
Betriebswissenschaft, Handelshoch- 
schule. Akademische Rede, gehalten bei der Jahres- 
feier der Handelshochschule Mannheim am 3. Juli 1915 
von Prof. Dr. H. Nickisch, derz. Rektor der Handels- 
hochschule. Mannheim, Berlin, Leipzig 1915. Verlag 
von ] Bensheimer. Preis 50 Pf. 
ie Welt nach dem Kriege. 
Berlin 1915. 
Preis 1 . 
Einleitung. — Gewaltpolitik. — Deutscher Gebiets- 
zuwachs. — Oesterreichischer Gebietszuwachs. — Oester- 
reich-Ungarns zweites Meer. — Ein drittes Meer für 
Oesterreich-Ungarn. — Italiens Aufstieg zur ersten See- 
macht des Mittelmeeres. — Die Türkei. — Die türkisch- 
ägyptischen Iateressen. — Die Befreiung Arabiens, — 
Die Stellung der neuen Türkei auf dem Baikan. — Die 
„kleineren“ Fragen. — Die kartographische Verlustliste, — 
Die Sicherung des Weltfriedens. — Das neue Weltschieds- 
gericht. Anhang. Deutschlands Fortschritte in 
kultureller und wirtschaftlicher Beziehung. — Warenhandel 
Dentschlauds. 
Kriegsziele gegen England. VonD. Trietsch. Berlin 
1915. Verlag von Putikammer & Mühlbrecht. Preis 1 . 
f Einleitung. — Grossbritannien in Europa. — Irland, 
eine englische „Kolonie“. — Die Kanal-Inseln. — Gibraltar 


Die baulichen 
der Geschäf 


p 
* 


Von D. Trietsch. 
Verlag von Putikammer & Mühlbrecht. 


515 A Bereich der Türkei und des Islam. — 
arabischen P ilfebiete — Die Insel lande zA 
ositi, Englands. — Die Engländer in 

Persien. — Das 1 Dan IM. 6, 
Osten. — Die ee e Be 
Ae 111 Ozeischen Kolonien Grossbritanniens. — 
resultat Anh e e ee De, 
. Anhang! bersicht der britischen Besitzungen 

usw. — England und eutschland. 

16 des Isim. Von D. Trietsch. Berlin 
. ag . mmer & Mühlbrecht. Preis 1 . 
1 a tung. — 5 ökuee der Türkei. — Mytilene 
OCbios. — Die „Zwöl Inseln“. — Die ägyptischen 
Positionen. — Die Insel Zyk,n, — Albanien. — Thrazien. 
— Die Schwarzmeergebiele. _ Das russische Meeres- 
problem. — Persien. — Russischzentlalaslen.— Atgbanistan. 
pn Beludschistan. — Die indisch Frage. — Tripolitanien. — 
Die britischen Positionen in Arien. ET Oman. — Ioner- 
arabien. — „Frabzösisch-Arabten — Nordwestafrika. — 
Marokko. — Die Spaltungen im INm. — Kultnrislam und 
Negerislam. — Deutschland und de Islam. (Eine Schluss- 
folgerung.) — Anhang: Statistik derfslamitischen Welt. — 
Englands Weltstellung und der !Sym. — Handel der 
Türkei und der islamitischen Welt. À 
Geld, Bankreserven und Bankausweise in den 
Vereinigten Staaten. Nach dem Inkrafitreten des 
„Federal Reserve Act“. Von L. Keesing, Berlin 1915. 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. Preis 1 . (Der 
Reinertrag fliesst dem Roten Kreuz zu.) 


Zahlungsmittel. — National Bank Notes! — Emergency 
t 


* 


* 
m 


y 
N. 
G~ 
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— Neue Notes. — Federal Reserve Banks. — 
Federal Reserve Notes. — Circulating Notes. — Einziehung 
von National Bank Notes, Circulating Notes und Bundes- 
Obligationen mit Notenprivileg. — Geldvorrat in den Ver- 
einigten Staaten. — Bank-Reserven. Ausweise der 
New Yorker Clearing-House-Banken. — Ausweise der 
Feieral Reserve-Banken. 


Die neue Regelung unserer Nahrungsmittelwirt- 
schaft. Von K. Adenauer, erster Be:geordneter der 
Stadt Köln. Berlin 1915. Concordia, Deutsche Ver- 
lagsanstalt. Preis 60 Pf. 

Brotgetreide und Mehl. — Futtergetreide. 


Der deutsch- englische Krieg im Urteil eines Ameri- 
kaners. Briefe an den amerikanischen Staatssekretär 
von Robert J. Thomson, ehemals amerikanischer 
Konsul in Aachen. Berlin 1915. Verlag Karl Curtius. 
Preis 1,80 c# geh., 2,50 . geb. 


Amerika und der Weltkrieg. Von Hugo Münster- 
berg. Leipzig 1915. Verlag von Johann Ambrosius 
Barth. Preis geh. 2,40 M, geb. 3 M. 

Vorwort zur deutschen Ausgabe. Die Angreifer. 

— Die Deutsch-Amerikaner. Die bedrohten Frovinzen. 

— Die deutsch-feindliche Stimmung. — Die Engländer. — 

Ph losophen. — Die Russen. — Die deutsche Politik. — 

Der Kaiser. — Die Amerikaner. — Der Geist des Krieges. 

Der Friede: Die sogenannten Tatsachen. Die 

höchsten Werte Kaisers Geburtstag. Deutsche 

Kultur. — England. — Die Zukunft. 


Bank Notes. 


tYralversammlungen. 


(Die erste Zahl hinter dem Namen der Ge- N "haft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 


termin für die Aktienanmeldung und die otito den Tag der Bekanntmachung im Reıchsanzeiger. 


Der Ort ist der 


Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung s àg die Generalversammlungen sä m tlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


Gebrüder Adt A.-G. Forbach i. Lrdz For- 


bach 1. Lothr., 6. 1, —, 15. 10. e Aus gam- 


11% 8. 1 Be 


Brauerei A.-G., Neukölln, 11. 
8 15 0O: 


Brauerei Eglau A.-G., Durlach, 


pagnerflaschen-Fabrik vorm. Georg Boehi s & e Brauereigesellschaft zum Engel vorm. Chr. Hof- 
e en Re 6. 11., 2. 115, 8. 10. hn. mann e fleidelberg, 13. 114 10. 115 18 30. 
für er E 1 U il, 0 T10; „In g Braunkohlenwerke „Leonhard A-G., Berlin, 10 IT, 
E EA 1a TST utga ee eee T 7. e 15. ze Bremen-Vegesacker Fischerei-Ge- 
Bein so 110 n von Kartoffelfabrü ~ep., sellschaft, Bremen, 2. 11, = 11. 10. e Bremer 
Baek ane e che, , e eee een Holzmeblmühle A.-G., Bremen, 8. is El 
au 2 Beckmann Os ile d lil Lee” sche, i 9 f 
Herzog Logelbach, Logelbach, :6. 11., 2. 11., 25 N Charlottenburger Hypothekenbankverein, Ber- 
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